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Öffentliche Bekanntmachung 
gemäß § 16 Absatz 1 

der Neunten Verordnung zur 
Durchführung des BImSchG (9. BImSchV)

Absage des Erörterungstermins für das Vorhaben auf 
wesentliche Änderung der Lagermenge von Ammoniak 
und Chlorwasserstoff in ortsbeweglichen Druckgeräten 
und Errichtung eines Wäschers für Ammoniak, Akten­
zeichen 160/19

Die Firma GHC Gerling, Holz & Co. Handels GmbH 
(GHC) hat am 22. Oktober 2019 bei der zuständigen 
Behörde für Umwelt und Energie eine Änderungsgenehmi-
gung nach § 16 BImSchG auf dem Grundstück Ruhrstraße 
113 in 22761 Hamburg, Bezirk Altona, Gemarkung Otten-
sen, Flurstück 4084, beantragt. Dieses beantragte Vorhaben 
betrifft im Einzelnen folgende Änderungen:

–	 zur Reduzierung von transportbedingten Risikofaktoren 
wird die Erhöhung der Lagermenge an Ammoniak und 
Chlorwasserstoff in den vorhandenen Anlagen (Frei

lagerfläche und im entsprechenden Lagerabschnitt in 
Halle 1) beantragt,

–	 auf Grund der Erhöhung der Lagermenge von Ammo-
niak und Chlorwasserstoff soll die zulässige Gesamt
lagermenge in der Anlage nach Nummer 9.3.1 des 
Anhangs 1 zur Vierten Verordnung zur Durchführung 
des BImSchG (Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen – 4. BImSchV) entsprechend der beantrag-
ten Lagermengenerhöhung geändert werden und

–	 Installation eines Wäschers für Ammoniak, der stö-
rungsbedingt freigesetztes Ammoniak in der Abfüllhalle 
durch eine nasschemische Abluftreinigungsanlage 
absorbieren soll.

Der für den 22. September 2020 geplante Erörterungs-
termin wird abgesagt, da bis zum 14. August 2020 keine 
Einwendungen erhoben worden sind.

Hamburg, den 28. August 2020

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 1709
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Wechsel der Wahl- und 
Abstimmungsleitung im Bezirk Eimsbüttel

Gemäß § 2 der Hamburgischen Bürgerschaftswahlord-
nung sowie §§ 2 und 3 der Bundeswahlordnung wird 
bekannt gegeben:

Mit Wirkung zum 1. September 2020 wurde die Bestel-
lung von Herrn Ralf Staack zum Bezirkswahlleiter des 
Bezirks Eimsbüttel für die Wahlen zur Hamburgischen 
Bürgerschaft aufgehoben (§ 19 Absatz 2 Satz 3 des Bürger-
schaftswahlgesetzes – BüWG).

An seiner Stelle wurde Frau Sonja Böseler zur Bezirks-
wahlleitung des Bezirks Eimsbüttel für die Wahlen zur 
Hamburgischen Bürgerschaft bestellt (§ 19 Absatz 2 Satz 3 
BüWG).

Dieser Wechsel gilt kraft Gesetzes auch für die Bezirks-
wahlleitung für die Wahlen zu den Bezirksversammlungen 
(§ 15 Absatz 2 des Bezirksversammlungswahlgesetzes) sowie 
für die Bezirksabstimmungsleitung (§ 31b des Volksabstim-
mungsgesetzes, § 1 Absatz 3 Satz 1 der Bezirksabstim-
mungsdurchführungsverordnung).

Zugleich wurde die Ernennung von Herrn Ralf Staack 
zur Kreiswahlleitung für den Wahlkreis 20 (Hamburg-Eims-
büttel) bei der Wahl zum 20. Deutschen Bundestag aufge-
hoben. An seiner Stelle wurde Frau Sonja Böseler für die 
Wahl zum 20. Deutschen Bundestag zur Kreiswahlleitung 
für den Wahlkreis 20 (Hamburg-Eimsbüttel) ernannt.

Die Wahlgeschäftsstelle befindet sich im Bezirksamt 
Eimsbüttel, Grindelberg 66, 20144 Hamburg, Telefon: 
040 / 4 28 01 - 28 96, Telefax: 040 / 4 27 90 - 30 01,�  
E-Mail: wahlen-abstimmungen@eimsbuettel.hamburg.de

Hamburg, den 4. September 2020

Der Landeswahlleiter
Amtl. Anz. S. 1710

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
27. August 2020, 14.32 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/mitte abrufbar.

Hamburg, den 27. August 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1710

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 

Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung 
über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom 
27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch 
Anordnung vom 23 Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), die fol-
gende Allgemeinverfügung:
1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 

Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
28. August 2020, und Samstag, den 29. August 2020, 
jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
untersagt. Ausgenommen hiervon ist der Ausschank 
von alkoholischen Getränken im konzessionierten 
Bereich, einschließlich der genehmigten Außengas­
tronomie von Gaststätten, für den Verzehr an Ort und 
Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter https:// 
www.hamburg.de/mitte als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe 
schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor.

Bei SARS‑CoV‑2 (Schweres Akutes Respiratorisches 
Syndrom Coronavirus 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hoch ansteckend ist, eine neue, teils schwer ver-
laufende Krankheit (COVID‑19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei-
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru-
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 
steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID‑19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke-
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits übertragen werden, bevor die 
Infizierten die Symptome entwickeln oder bei sehr geringer 
Symptomatik – das macht es schwer, seine Ausbreitung zu 
kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemiegesche-
hens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen mit vie-
len Fällen.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti-
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio-
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän-
dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi-
nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert-Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
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zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Die Zahl der täglich neu übermittelten 
Fälle ist insbesondere seit der Kalenderwoche 30 angestie-
gen. Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und nimmt 
an Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der Situation 
muss unbedingt vermieden werden, da das Robert Koch- 
Institut die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölke-
rung in Deutschland nach wie vor weiterhin insgesamt als 
hoch einschätzt, für Risikogruppen sogar als sehr hoch. 
Einerseits muss der Anstieg in den jüngeren Bevölkerungs-
gruppen gebrochen werden, andererseits gilt es, zu verhin-
dern, dass auch die älteren und besonders gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen wieder vermehrt betroffen werden. 
Sobald sich wieder vermehrt ältere Menschen infizieren, 
muss auch mit einem Anstieg der Hospitalisierungen und 
Todesfälle gerechnet werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen/-verhältnissen und auch vom individuellen Ver-
halten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 µm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 µm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson-
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen werden Aero-
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter-
schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1-2 Metern 
um eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf 
gerichtet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich 
zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab. Hierfür 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Verordnung 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg (Hamburgi-
sche SARS‑CoV‑2‑Eindämmungsverordnung – HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO) vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl. 
2020, S. 365) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person aufge-
rufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Personen als 
den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut 
nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlun-
gen der zuständigen Stellen zur Vermeidung der Übertra-
gung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten und hierzu 
geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. Nach Absatz 2 
dieser Vorschrift müssen Personen an öffentlichen Orten 
grundsätzlich einen Mindestabstand von 1,5 m zueinander 

einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen gelten nur in einem 
eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt auch in der aktuellen 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund-
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Hamburg-Mitte, als der 
für den Bezirk Hamburg-Mitte zuständigen Infektions-
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlas-
sen wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen 
besondere Gefahrenlagen erkannt und ihnen zum Schutz 
vor Infektionsgefahren für die menschliche Gesundheit 
begegnet werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit festgestellt. Auf-
grund der zurückliegenden Lockerungen der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO und der damit einhergehenden 
Zunahme des geselligen Zusammenseins erfährt vornehm-
lich der Stadtteil St. Pauli einen stetigen Zustrom an Besu-
cherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen Gastro-
nomiebetrieben als auch auf den umliegenden öffentlichen 
Flächen und Wegen. Dabei konnte seitens der Polizei fest-
gestellt werden, dass viele der anwesenden Personen ohne 
die gebotenen Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert 
beieinander standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die 
Abstandsregelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, 
eine Verhaltensänderung der Besucherinnen und Besucher 
zu erreichen

Auffälligstes Merkmal des abendlichen und nächtlichen 
Nutzungsverhaltens war, dass sich die Besucherkreise nicht 
an die Abstands‑ und Hygienevorgaben hielten. Betroffen 
waren insbesondere die folgenden Bereiche: Neuer Pferde-
markt, Neuer Kamp, Feldstraße, Markstraße, Sternstraße, 
Lagerstraße, Beim Grünen Jäger, Wohlwillstraße, Tha-
denstraße, Paul-Rosen-Straße, Clemens-Schultz-Straße, 
Hein-Hoyer-Straße, Budapester Straße, Am Brunnenhof. 
Aber auch die Reeperbahn sowie die umliegenden Bereiche 
waren stark frequentiert.
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Vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke stellten 
besondere Brennpunkte die Bereiche vor Alkoholverkaufs-
stellen dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vor-
plätze von Kiosken und Gaststätten mit Alkohol-Au-
ßer-Hausverkauf. Es bildeten sich lange Personenschlan-
gen, die Läden waren zeitweilig überfüllt. Auch wurde 
zeitweilig an den vergangenen Wochenenden ein erhöhtes 
Aggressionspotenzial festgestellt. Bei polizeilichen Maß-
nahmen zur Überwachung der HmbSARS‑CoV‑2‑Eindäm-
mungsVO zeigte dieser Personenkreis zwar Verständnis, 
deutete Kooperation aber nur an. Regelmäßig entfernten 
sich die angesprochenen Personen nach polizeilicher 
Ansprache nicht freiwillig.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hatte bereits am 
Wochenende vom 26. Juni 2020 bis 28. Juni 2020 einzelnen 
Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. 
Diese punktuellen Maßnahmen konnten eine verlässliche 
Einhaltung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst 
sichtbaren Erfolge waren nur vorübergehender Natur. Sei-
tens der Polizei Hamburg konnte nicht festgestellt werden, 
dass die verantwortlichen Gastronomen bzw. Betreiber von 
Einzelhandelsgeschäften auf eine Einhaltung der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss 
ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon-
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO insbesondere im Stadtteil St. Pauli feststellen 
müssen. Einhergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit 
verzeichneten sowohl das Vergnügungs- als auch das Rot-
lichtviertel in der Sternschanze und auf St. Pauli insgesamt 
wieder steigende Besucherzahlen. Am Wochenende des 
24. Juli 2020 bis zum 26. Juli 2020 waren erstmals wieder 
Besucherzahlen erreicht worden, wie sie vor den restriktiv 
beschränkenden Maßnahmen vor der Eindämmung der 
Pandemie im März 2020 üblich waren. Das Personenauf-
kommen war in den Nachtstunden bei Besucherinnen und 
Besuchern an den beliebten Orten wiederholt sehr groß, 
insbesondere in den Bereichen Sternschanze und Große 
Freiheit auf St. Pauli. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der 
Polizei Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen 
gegen einen weiteren Zulauf absperren.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und des 
vorhandenen Baumbewuchs eine räumliche Enge. In den 
Abend- und Nachtstunden verstärkten zunehmende Besu-
cherzahlen diese räumliche Enge spürbar. Einerseits ver-
suchten viele Besucherinnen und Besucher über die Reeper-
bahn die Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und 
vergleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Frei-
heit hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Ham-
burg eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeu-
tung. Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls 
ihren Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen 
dadurch verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher ver-
suchten, sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholi-
schen Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlan-
gen, an denen sich Besucherinnen und Besucher vorbei
drängelten. Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens der 
Gäste sowie Kundinnen und Kunden nur sehr selten getra-
gen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver-
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte festgestellt 
werden, dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen 
Abwanderungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur 
Folge hatte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlagen, 
in denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde.

Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur sehr wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Ein-
satzkräfte führte zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, zu 
einer Einhaltung der Abstands‑ und Hygieneregeln.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten der Bezirksämter Altona, Eimsbüttel und 
Hamburg‑Mitte haben gezeigt, dass die in der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO festgeschriebenen Maßnahmen 
nicht genügen, um einem ausreichenden bzw. umfassenden 
Infektionsschutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend 
lässt sich somit feststellen, dass es zu Situationen gekom-
men ist, die es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich 
machten, die Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygi-
enevorgaben ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs 
sicherzustellen. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die 
sicherstellen, dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Ham-
burg-Mitte als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß 
§ 28 IfSG am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlas-
sen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 bis 
2. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Fol-
getages in dem betroffenen Stadtteil St. Pauli untersagt 
wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
zeigten, dass an diesem Wochenende (31. Juli – 2. August) 
im Vergleich zu den vorangegangenen Wochenenden im 
Juli 2020 weniger Personen in den betroffenen Vergnü-
gungs- und Brennpunktvierteln auf St. Pauli und Altona 
unterwegs waren und sich wesentlich weniger Personen
ansammlungen bildeten. Es konnte insbesondere festge-
stellt werden, dass sich die Besucherinnen und Besucher 
des Stadtteils St. Pauli weitestgehend an die Vorgaben der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO hielten und sich zum 
überwiegenden Teil verständnisvoll und kooperativ ver-
hielten. Dennoch ereigneten sich erneut Verstöße gegen das 
geltende Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen Hygi-
enevorgaben in den Einsatzbereichen der Polizeikommissa-
riate 15, 16 und 21 die zahlreiche Ordnungswidrigkeiten-
verfahren einleiten, mehrere Partys auflösen und Betriebe 
gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ für das darauffol-
gende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von Alkohol, und zwar für Freitag, 7. August 2020, 
und für Sonnabend, 8. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr 
bis 6:00 Uhr des Folgetages. Die Lage- und Einsatzberichte 
der Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
bestätigten die positive Wirkung des Verkaufsverbots noch-
mals. Die Polizei Hamburg stellte erneut ein geringeres 
Personenaufkommen als an den Wochenenden im Juli 2020 
ohne Alkoholverkaufsverbot fest, wobei die Außengastro-
nomie sehr gut besucht war. Die Abstandsvorgabe der 
HmbSARS-CoV2-EindämmungsVO traf auf eine deutlich 
höhere Akzeptanz bei den noch Anwesenden, die sich 

Amtl. Anz. Nr. 78Freitag, den 4. September 20201712



zudem überwiegend freundlich, einsichtig und friedlich 
verhielten. Die polizeilichen Feststellungen ließen weder 
erkennen, dass die Anwesenden in relevantem Umfang 
eigene alkoholische Getränke mitbrachten , noch, dass die 
Anwesenden sich in den Randbereichen der Verbotszone 
mit alkoholischen Getränken versorgt und die Verbotszone 
sodann aufgesucht hätten. Ergänzende Kontrollen durch 
das Bezirksamt bestätigten ebenfalls die deutliche Abnahme 
der Menschenansammlungen im Geltungsbereich des 
Außer-Haus-Verkaufsverbots.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamts 
Hamburg-Mitte ordnete ein Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von Alkohol auch für das darauffolgende Wochen-
ende an. Das Verbot galt wiederum für Freitag (14. August 
2020) und für Samstag (15. August 2020), jeweils von 20:00 
Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages. Auch das dritte Alkohol-
verkaufsverbot trug nach den Feststellungen der Polizei 
Hamburg maßgeblich zur besseren Einhaltung des 
Abstandsgebotes und der Kontaktbeschränkungen bei. Die 
Besucherzahl stieg in den regelungsgegenständlichen Ver-
gnügungsvierteln zwar merklich gegenüber dem Vorwo-
chenende an. Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO kamen ebenfalls vor, namentlich innerhalb 
von Warteschlangen vor Gaststätten auf St. Pauli und durch 
Überfüllung der Straße „Große Freiheit“. Die polizeilichen 
Maßnahmen in Form von Gesprächen mit den Anwesenden 
und zeitweiligen Sperrungen der „Großen Freiheit“ trafen 
jedoch überwiegend auf Einsicht und Kooperationsbereit-
schaft. Die konstruktive Haltung der Anwesenden lässt sich 
augenscheinlich durch den geringeren Alkoholisierungs-
grad erklären, der gegenüber den Wochenenden vor dem 
erstmaligen Erlass von Alkoholverkaufsverboten merklich 
herabgesetzt war. Weitere Ansammlungen im öffentlichen 
Raum („cornern“) waren nicht festzustellen. Das Alkohol-
verkaufsverbot zeigte erneut Wirkung, wobei die Polizei 
keine Umgehungen durch das Mitbringen von alkoholi-
schen Getränken, durch etwaige fliegende Händler oder 
durch den Alkoholverkauf außerhalb der Verbotsgrenzen 
feststellen konnte.

Ebenfalls für das Wochenende der 34. Kalenderwoche 
(21. August 2020 bis 22. August 2020, jeweils 20:00 bis 6:00 
Uhr des Folgetages) erließ das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
eine weitere Allgemeinverfügung. Das vierte Alkoholver-
kaufsverbot zeigte überwiegend Wirkung. Verstöße konn-
ten nur vereinzelt festgestellt werden. Wenige Besucherin-
nen und Besucher führten außerhalb des Geltungsbereichs 
erworbenen Alkohol mit sich. Ansammlungen („cornern“) 
waren nur vereinzelt und nicht durch große Menschenmen-
gen festzustellen. Ab 22:00 Uhr wechselte das eher touris-
tisch geprägte Publikum und Gastronomiebesuchern zu 
eher vergnügungsorientierten, jüngeren Besucherinnen 
und Besuchern. Im weiteren Verlauf des Abends, insbeson-
dere im Verlauf des Freitagsabends, wurden dabei verstärkt 
teils aggressive jüngere Besucherinnen und Besucher ange-
troffen, die bei polizeilicher Ansprache kein Verständnis 
für die Einhaltung infektionsschutzrechtlicher Regelungen 
zeigten.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet ist 
insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und attrak-
tiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu der stark 
von einer SARS-CoV-2-Infektion betroffenen Altersgruppe. 
Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener Grup-
pen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der Kon-
takte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch gebo-
tene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infektions-
ketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden sind 
größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die Örtlichkeiten über den Bezirk Hamburg-Mitte hinaus 

äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass 
die Infektionslage durch externe Besucherinnen und Besu-
cher noch unübersichtlicher werden kann. Das Virus kann 
aus dem Umland oder anderen Bezirken in den Bezirk 
Hamburg-Mitte hineingetragen werden. Genauso ist eine 
Verbreitung in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes zu befürchten. Die beobachte-
ten Personengruppen zeichnen sich durch eine vergleichs-
weise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren 
Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren 
Menschenansammlung im Bezirk Hamburg-Mitte zu einem 
Infektionsausbruch kommen (sog. Superspreader-Event), 
wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von Infektions-
ketten, ausgeschaltet. „Superspreading Events“ („SSE“) 
sind Ereignisse, bei denen eine infektiöse Person eine 
Anzahl an Menschen ansteckt, die deutlich über die durch-
schnittliche Anzahl an Folgeinfektionen hinausgeht. 
Darunter werden Einzelereignisse verstanden, im Gegen-
satz zu Situationen mit intensiver Übertragung, wo mehrere 
Ereignisse, vielleicht sogar über mehrere Tage zum Über-
tragungsgeschehen beitragen. Für das Auftreten eines 
„SSE“ sind drei Aspekte von Bedeutung: (1) die Anwesen-
heit eines Superspreaders, (2) die äußeren Begleitumstände 
(Setting) und (3) die Eigenschaften der Exponierten. Die 
individuelle Infektiosität unterliegt vermutlich einer gro-
ßen Streuung, so dass wenige Personen sehr infektiös und 
viele weniger infektiös sind. Möglicherweise spielt hierbei 
eine Rolle, dass mache Personen besonders viele infektiöse 
Partikel beim Atmen, Sprechen oder Singen emittieren 
(sog. „super-emitter“). Darüber hinaus gibt es Begleitum-
stände, die eine ungewöhnlich hohe Übertragung begünsti-
gen. Zu diesen gehören vor allem Situationen, in denen sich 
kleine, infektiöse Partikel (aerolisierte Partikel) im Raum 
anreichern. Dazu tragen bspw. die vermehrte Freisetzung 
kleiner Partikel durch Schreien oder Singen und Aktivitä-
ten mit gesteigerter Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor 
können extensive soziale Interaktion und erhöhte Kontakt-
raten sein. Auch wenn sich unter den Exponierten beson-
ders viele vulnerable Personen befinden, kann es zu einer 
großen Anzahl an Übertragungen kommen. So sind ältere 
Personen und Personen mit bestimmten Vorerkrankungen 
empfänglicher (suszeptibler).

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hat sich angesichts die-
ser Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen sowie der Rückkehr der Hamburger Bürger 
und Bürgerinnen aus den Sommerferien dazu entschlossen, 
den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken in 
den vorbenannten Gebieten erneut im Vorwege zu unter
sagen, um der Gefahr eines unkontrollierbaren Infektions-
geschehens wirksam zu begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho-
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
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Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff 
der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der 
Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum 
an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Not-
wendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmten lässt. Unabhängig 
von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen und Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg 
sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen 
der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-

aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte ist bei ständiger Überprüfung 
ihrer möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen 
einerseits und der Berücksichtigung des Gewichts der ver-
bleibenden Grundrechtseingriffe andererseits darauf 
bedacht, in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende 
Annäherung an die Situation vor Beginn der Corona‑Pan-
demie zu erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Locke-
rungen, mit denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko 
verbunden ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, 
diese stufenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län-
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden.

Durch größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. 
in größeren Gruppen alkoholische Getränke konsumieren 
und denen die Einhaltung der Abstands- und Hygienere-
geln zunehmend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert. Die 
Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei Hamburg 
und des Bezirksamts Hamburg-Mitte haben vor dem erst-
maligen Erlass von Alkoholverkaufsverboten gezeigt, dass 
aufgrund der enthemmenden Wirkung von Alkohol das 
Abstandsgebot nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der 
Abstandsregelungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um 
der Gefahr des weiteren Anstiegs der Neuinfektionszahlen 
zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzuset-
zen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber 
zu unterstützen, dienen somit einem berechtigten, allge-
meinen Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.
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Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono-
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
nicht auf den öffentlichen Flächen, die von der Allgemein-
verfügung erfasst werden, ansammeln. Das Alkoholver-
kaufsverbot erleichtert die Einhaltung und die Durchset-
zung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO aber auch 
dort, wo gleichwohl Ansammlungen entstehen. Denn der 
geringere Alkoholisierungsgrad der Anwesenden verbessert 
die Einsicht und Kooperationsbereitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschen
ansammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die 
polizeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial als auch das Infek
tionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Hamburg-Mitte davon 
aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. 
Aufgrund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vier vergangenen Wochen
enden (31. Juli bis 2. August 2020, 7. bis 8. August, 14. bis 
15. August sowie 21. bis 22. August ) gewonnenen Erkennt-
nisse ist davon auszugehen, dass derzeit kein anderes Mittel 
zur Verfügung steht, welches in gleicher Weise geeignet 
wäre, um das legitime Ziel zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maße bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrecht
zuerhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 

oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen-
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 
ausgesprochen wurde, musste festgestellt werden, dass 
potentielle Kundinnen und Kunden dann auf andere 
Betriebe ausgewichen sind. Die epidemiologisch bedenk
lichen Menschenansammlungen konnten durch diese Maß-
nahmen nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, 
um dem Infektionsschutz in hinreichender Weise nachzu-
kommen.

Die Erfahrungen der vier zurückliegenden Wochen
enden (31. Juli bis 2. August 2020, 7. bis 8. August, 14. bis 
15. August sowie 21. bis 22. August) haben außerdem 
gezeigt, dass durch die präventive Untersagung das Entste-
hen epidemiologisch kritischer Menschenansammlungen 
bereits im Vorwege effektiv unterbunden werden kann. Bei 
den noch vorhandenen Ansammlungen war deutlich sicht-
bar, dass es den anwesenden Personen nun erheblich leich-
ter fiel, die aus epidemiologischer Sicht gebotenen Regeln 
einzuhalten.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen 
Geltungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche 
Gaststätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske 
– gleichermaßen. Insofern wird einerseits dem Grundsatz 
der allgemeinen Gleichbehandlung Genüge getan und 
andererseits etwaigen Ausweichbewegungen von Besuche-
rinnen und Besuchern entgegengewirkt.

Es ist aber auch erforderlich, den räumlichen Geltungs-
bereich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehal-
ten. Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie 
dem Bezirksamt Hamburg-Mitte an den zurückliegenden 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnissen. Der Stadtteil 
St. Pauli wird regelmäßig von auswärtigen Besucherinnen 
und Besuchern frequentiert. Die in diesem Bereich belege-
nen Betriebe dienen vordringlich der Versorgung der Besu-
cherinnen und Besucher mit alkoholischen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
geht allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen 
Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke an den Schwerpunkten sodann mit Abwande-
rungsbewegungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten 
zu rechnen ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen 
Wochen zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen 
und Besucher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt 
sind, unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze 
bis mittlere Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Eimsbüttel und Altona haben bereits 
angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, 
sodass sichergestellt werden kann, dass sich das infektions-
schutzrechtlich problematische Geschehen nicht schlicht 
in andere Bezirke verlagert.
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Weiterhin ist die zeitliche Einschränkung des Verbots 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforder-
lich.

Durch die zeitliche Begrenzung der Allgemeinverfü-
gung wird sichergestellt, dass die Gewerbetätigkeiten der 
Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt werden und 
dass an den betroffenen Tagen in einem ausreichenden 
Maße alkoholische Getränke angeboten werden können. 
Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt sich ent-
nehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späteren 
Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot wird 
sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20:00 Uhr vollzieht. Insofern würde ein etwaiger spä-
terer Beginn des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken um 22:00 Uhr nicht dieselbe Wir-
kung entfalten können, da die Besucherinnen und Besucher 
sich zu diesem Zeitpunkt bereits übermäßig mit alkoholi-
schen Getränken versorgt haben könnten.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe-
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei-
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte-
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20 Uhr vollzieht. Die zeitliche Beschränkung auf 
nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages trägt insbe-
sondere den Beobachtungen der Polizei Hamburg am 
zurückliegenden Wochenende vom 21. bis 22. August 2020 
Rechnung. Die zunächst im Laufe des Tages und auch von 
20:00 bis 22:00 Uhr von der Polizei Hamburg noch in allen 
Gebieten als friedlich und entspannt wahrgenommene 
Lage, veränderte sich nach den vorliegenden Einsatz- und 
Lageberichten, insbesondere am Freitagabend. Die Reak
tionen auf die Ansprache der Beamten durch die zuneh-
mend alkoholisierten Besucherinnen und Besucher wurden 
aggressiver. Es konnte ein steigendes Unverständnis bei 
Besucherinnen und Besuchern ebenso wie bei Kioskbetrei-
bern, bei denen Verstöße gegen das Alkoholverkaufsverbot 
oder die HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO festgestellt 
wurden, beobachtet werden. Auch stiegen die Besucherzah-
len in allen Bereichen, insbesondere der Umgebung der 
Reeperbahn und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr 
am Folgetag deutlich an.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 

sog. Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe 
nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkun-
dig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich-
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswir-
kungen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen 
überschaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des 
Einzelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäft
lichen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
28. August bis zum 29. August 2020, jeweils von 22:00 Uhr 
bis um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da anzunehmen 
ist, dass auch am kommenden Wochenende wieder ver-
mehrt viele Bürgerinnen und Bürger das betroffene Gebiet 
zum geselligen Zusammensein im öffentlichen Raum aufsu-
chen werden. Eine etwaige zeitliche Vorverlagerung würde 
die Betroffenen voraussichtlich über das gebotene Maß 
hinaus einschränken

Die Erkenntnisse der Polizei des vergangenen Wochen-
endes zeigen, dass die Besucherinnen und Besucher ver-
stärkt erst ab 22:00 Uhr in die betroffenen Gebiete kamen 
und dort Alkohol konsumierten, was zu einer Herabsetzung 
der Bereitschaft zur Einhaltung des Abstandsgebots führte. 
Im Vergleich zur Allgemeinverfügung vom 30. Juli 2020 
war eine etwaige Ausweitung auf Sonntag, 30. August 2020 
aufgrund der an den vergangenen Wochenenden gewonne-
nen Erkenntnisse ebenfalls nicht angemessen, da in der 
Nacht auf Montag kein vergleichbares Vergnügungsgesche-
hen zu beobachten war.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver-
laufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks
amt Hamburg-Mitte verkennt nicht, dass mit dem aberma-
ligen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegen-
über dem vergangenen Wochenende weitergehende, weil 
fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der vor Ort ansässigen 
Kioskbetreiber – einhergeht. In Anbetracht der möglichen 
Folgen einer weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 kann die Entscheidung über die notwendigen Infek-
tionsschutzmaßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach 
Kassenlage“ getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für 
Kioskbetreiber, sondern auch für viele andere Branchen 
und Gewerbetreibende. Ein unzumutbares Sonderopfer 
wird den Kioskbetreibern daher durch das Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke nicht abver-
langt. Durch die Anpassung des zeitlichen Rahmens dürf-
ten die Folgen für die Kioskbetreiber geschmälert werden.
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Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erkennt an, dass es sich 
bei den von der Allgemeinverfügung Betroffenen mögli-
cherweise nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die 
einschlägige Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, 
die von einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als 
Störer im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen 
(siehe VGH München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 
20 Cs 20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenen-
den Ende Juni und Juli vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die epidemiologisch gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah-
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät-
zung des Bezirksamts Hamburg-Mitte kann leider noch 
nicht von einem verantwortungsbewussten Verhalten der 
Besucherinnen und Besucher ausgegangen werden, sodass 
ein behördliches Tätigwerden weiterhin notwendig ist. 
Dies wird dadurch deutlich, dass auch an den vergangenen 
Wochenenden weiterhin Verstöße gegen die HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO geahndet, Partys aufgelöst und 
Betriebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wir-
kungen hingegen, die an den vergangenen Wochenenden 
ebenfalls festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf 
ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein-
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes 
Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die ansteigenden Besu-
cherzahlen machen die verlässliche Einhaltung der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO im öffentlichen Raum 
noch dringlicher. Vor dem Hintergrund des weiterhin 
bestehenden hohen Infektionsrisikos, des aktuellen 
Anstiegs der Neuinfektionszahlen und im Sinne einer effek-
tiven Gefahrenabwehr sind daher weiterhin Maßnahmen zu 
ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amts Hamburg-Mitte nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate des Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz. 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 

betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Die Situ-
ation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke wird für das bevorste-
hende Wochenende vom 28. August bis 29. August 2020 
angeordnet. Eine etwaige Bekanntmachung der Allgemein-
verfügung im Amtlichen Anzeiger würde zu einem Zeitver-
lust führen und die Allgemeinverfügung könnte somit für 
das bevorstehende Wochenende keine Wirksamkeit entfal-
ten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Innenhof des Bezirksamts Ham-
burg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, ein
gesehen werden. Die Allgemeinverfügung wurde am 
27. August 2020 auf der Internetseite des Bezirksamtes 
Hamburg-Mitte (https://www.hamburg.de/mitte) zugäng-
lich gemacht und wird somit am 28. August 2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Ham-
burg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, Wider-
spruch erhoben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte die Polizei Hamburg ersucht, 
im Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Hamburg-Mitte
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs  
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
27. August 2020 um 13.55 Uhr im Internet zugänglich 
gemacht worden und unter https://www.hamburg.de/allge-
meinverfuegungen abrufbar.

Hamburg, den 27. August 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1719

27. August 2020

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, in Ver-
bindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung über Zustän-
digkeiten im Infektionsschutzrecht vom 27. März 2001 
(HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch Anordnung 
vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allge-
meinverfügung:
1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 

Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, 28. Au­
gust 2020 und Samstag, 29. August 2020 jeweils von 
22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt. Aus­
genommen hiervon ist der Ausschank von alkoholi­
schen Getränken im konzessionierten Bereich, ein­
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter https:// 
www.hamburg.de/altona als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID‑19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS‑CoV‑2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe 
schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig 
vor.

Bei SARS‑CoV‑2 (Schweres Akutes Respiratorisches 
Syndrom Coronavirus 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver-
laufende Krankheit (COVID‑19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei-
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 

sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru-
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 
steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID‑19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke-
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits übertragen werden, bevor die 
Infizierten die Symptome entwickeln oder bei sehr geringer 
Symptomatik – das macht es schwer, seine Ausbreitung zu 
kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemiegesche-
hens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen mit vie-
len Fällen.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland wird, insbesondere mit Blick 
auf die aktuelle Reisesaison, nach der Bewertung des 
Robert‑Koch‑Instituts, das für die Vorbeugung übertragba-
rer Krankheiten und die Verhinderung der Weiterverbrei-
tung von Infektionen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 
IfSG), unverändert als hoch eingeschätzt. Nach den vorlie-
genden medizinischen Erkenntnissen ist die Erkrankung 
sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert‑Koch‑Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Die Zahl der täglich neu übermittelten 
Fälle ist insbesondere seit der Kalenderwoche 30 angestie-
gen. Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und nimmt 
an Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der Situation 
muss unbedingt vermieden werden, da das Robert‑Koch‑In-
stitut die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung 
in Deutschland nach wie vor weiterhin als insgesamt hoch 
einschätzt, für Risikogruppen sogar als sehr hoch. Einer-
seits muss der Anstieg in den jüngeren Bevölkerungsgrup-
pen gebrochen werden, andererseits gilt es, zu verhindern, 
dass auch die älteren und besonders gefährdeten Bevölke-
rungsgruppen wieder vermehrt betroffen werden. Sobald 
sich wieder vermehrt ältere Menschen infizieren, muss auch 
mit einem Anstieg der Hospitalisierungen und Todesfälle 
gerechnet werden.

Das SARS‑CoV‑2‑Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebens
bedingungen/‑verhältnissen und auch vom individuellen 
Verhalten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS‑CoV‑2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 µm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 µm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson-
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
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der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen, werden Aero-
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter-
schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1-2 Metern 
um eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf 
gerichtet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich 
zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert‑Koch‑Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab. Hierfür 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Verordnung 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus 
SARS‑CoV‑2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
(Hamburgische SARS‑CoV‑2‑Eindämmungsverordnung – 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) vom 30. Juni 2020 
(HmbGVBl. 2020, S. 365) entsprechende Vorgaben erlassen. 
Nach § 3 HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO ist jede Per-
son aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Per-
sonen als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein 
absolut nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen 
Empfehlungen der zuständigen Stellen zur Vermeidung der 
Übertragung des Coronavirus SARS‑CoV‑2 zu beachten 
und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand von 
1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen 
gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS‑CoV‑2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS‑CoV‑2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es weiterhin, auch in 
der aktuellen Situation, die trotz der vom Hamburger Senat 
beschlossenen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbe-
schränkungen und Abstandhalten als wirksame Maßnah-
men des Infektionsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS‑CoV‑2‑Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund-
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Altona, als der für den 
Bezirk Altona zuständigen Infektionsschutzbehörde, ist, 
die Lockerungen der Beschränkungen, die vom Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg erlassen wurden, mit 

Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen besondere Gefahren-
lagen erkannt und ihnen zum Schutz vor Infektionsgefah-
ren für die menschliche Gesundheit begegnet werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Altona in den 
Abendstunden sowie zur Nachtzeit festgestellt. Aufgrund 
der zurückliegenden Lockerungen der HmbSARS‑ 
CoV‑2‑EindämmungsVO und der damit einhergehenden 
Zunahme des geselligen Zusammenseins erfahren vor-
nehmlich die Stadtteile Sternschanze, St. Pauli und Otten-
sen des Bezirks Altona einen stetigen Zustrom an Besuche-
rinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen Gastrono-
miebetrieben als auch auf den umliegenden öffentlichen 
Flächen und Wegen. Dabei konnte seitens der Polizei fest-
gestellt werden, dass viele der anwesenden Personen ohne 
die gebotenen Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert 
beieinander standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die 
Abstandsregelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, 
eine Verhaltensänderung der Besucherinnen und Besucher 
zu erreichen. Auffälligstes Merkmal des abendlichen und 
nächtlichen Nutzungsverhaltens war, dass sich die Besu-
cherkreise nicht an die Abstands‑ und Hygienevorgaben 
hielten.

Vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke stellten 
besondere Brennpunkte die Bereiche vor Alkoholverkaufs-
stellen dar. Diese umfassten die Eingangsbereiche und 
Vorplätze von Kiosken und Gaststätten mit Alkohol‑ 
Außer‑Hausverkauf. Es bildeten sich lange Personenschlan-
gen, die Läden waren zeitweilig überfüllt. An den vergange-
nen Wochenenden wurde auch ein zeitweilig erhöhtes 
Aggressionspotenzial festgestellt. Bei polizeilichen Maß-
nahmen zur Überwachung der Hmb‑SARS‑CoV‑2‑Eindäm
mungsVO zeigten diese Besucherkreise zwar Verständnis, 
deuteten Kooperation aber nur an. Regelmäßig entfernten 
sich die angesprochenen Personen nach polizeilicher 
Ansprache nicht freiwillig.

Das Bezirksamt Altona hatte bereits am Wochenende 
vom 26. bis 28. Juni 2020 einzelnen Betrieben den 
Außer‑Haus‑Verkauf von alkoholischen Getränken unter-
sagt. Allerdings konnten diese punktuellen Maßnahmen 
eine verlässliche Einhaltung der Regelungen der Hmb
SARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO nicht sicherstellen. Die 
zunächst sichtbaren Erfolge waren nur vorübergehender 
Natur. Seitens der Polizei Hamburg konnte nicht festge-
stellt werden, dass die verantwortlichen Gastronomen bzw. 
Betreiber von Einzelhandelsgeschäften auf eine Einhaltung 
der HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO einen spürbaren 
Einfluss ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon-
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS‑CoV‑2‑Eindäm-
mungsVO insbesondere in den Stadtteilen Sternschanze 
und St. Pauli feststellen müssen. Einhergehend mit der 
Ferien‑ und Urlaubszeit verzeichneten sowohl das Vergnü-
gungs‑ als auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze und 
auf St. Pauli insgesamt wieder steigende Besucherzahlen. 
Am Wochenende des 24. bis 26. Juli 2020 waren erstmals 
wieder Besucherzahlen erreicht worden, wie sie vor den 
restriktiv beschränkenden Maßnahmen vor der Eindäm-
mung der Pandemie im März 2020 üblich waren. Das Perso-
nenaufkommen war in den Nachtstunden bei Besucherin-
nen und Besuchern an den beliebten Orten erneut sehr 
groß. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der Polizei Besu-
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cherströme lenken und in Teilen die Straßen gegen einen 
weiteren Zulauf absperren. Die Gehwege in den betroffenen 
Bereichen waren bereits ab den Nachmittagsstunden stär-
ker frequentiert. Wenngleich das Aufkommen zu dieser 
Zeit noch überschaubar war, herrschte an verschiedenen 
Stellen auf den Gehwegen aufgrund der Außengastronomie, 
Verkaufsständen und vorhandenen Baumbewuchs eine 
räumliche Enge. In den Abend‑ und Nachtstunden ver-
stärkten zunehmende Besucherzahlen diese räumliche 
Enge spürbar. Einerseits versuchten viele Besucherinnen 
und Besucher über die Reeperbahn die Gaststätten, Clubs, 
Diskotheken, Restaurants und vergleichbare Einrichtungen 
zu erreichen. Die Große Freiheit hatte insoweit nach der 
Einschätzung der Polizei Hamburg eine übergeordnete 
bzw. bezirksübergreifende Bedeutung. Die ansässige 
Außengastronomie übte ebenfalls ihren Reiz aus. Auf den 
Gehwegen wurden Engstellen dadurch verstärkt, dass Besu-
cherinnen und Besucher versuchten, sich über einen 
Außer‑Haus‑Verkauf mit alkoholischen Getränken zu ver-
sorgen. Es entstanden Warteschlangen, an denen sich Besu-
cherinnen und Besucher vorbeidrängelten. Mund‑Na-
sen‑Bedeckungen wurden seitens der Gäste sowie Kundin-
nen und Kunden nur sehr selten getragen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver-
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS‑CoV‑2‑Ein-
dämmungsVO auszusprechen. Es konnte festgestellt wer-
den, dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen 
Abwanderungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur 
Folge hatten. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlan-
gen, in denen das Abstandsgebot der HmbSARS‑CoV‑2‑Ein-
dämmungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde. Maßnah-
men der Polizei Hamburg fanden keine bzw. nur sehr wenig 
Akzeptanz und das Einschreiten der Einsatzkräfte führte 
zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, zu einer Einhaltung 
der Abstands‑ und Hygieneregeln.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten der Bezirksämter Altona, Eimsbüttel und 
Hamburg‑Mitte haben gezeigt, dass die in der HmbSARS‑ 
CoV‑2‑EindämmungsVO festgeschriebenen Maßnahmen 
nicht genügen, um einen ausreichenden bzw. umfassenden 
Infektionsschutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend 
lässt sich somit feststellen, dass es zu Situationen gekom-
men ist, die es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich 
machten, die Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygi-
enevorgaben ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs 
sicherzustellen. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die 
sicherstellen, dass den Regelungen der HmbSARS‑ 
CoV‑2‑EindämmungsVO, insbesondere dem Abstandsge-
bot gemäß § 3 HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO, nach-
gekommen wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Altona 
als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 IfSG am 
30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlassen, mit der der 
Außer‑Haus‑Verkauf von alkoholischen Getränken für das 
Wochenende vom 31. Juli 2020 bis 2. August 2020 jeweils 
von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages in den vorbenannten 
Stadtteilen untersagt wurde. Die darauf folgenden Lage‑ 
und Einsatzberichte der Polizei Hamburg sowie des 
Bezirksamts Altona zeigten, dass an diesem Wochenende 
im Vergleich zu den vorangegangenen Wochenenden im 
Juli 2020 weniger Personen in den betroffenen Vergnü-
gungs‑ und Brennpunktvierteln auf St. Pauli und Altona 
unterwegs waren und sich wesentlich weniger Personenan-
sammlungen bildeten. Es konnte festgestellt werden, dass 
sich die Besucherinnen und Besucher weitestgehend an die 
Vorgaben der HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO hielten 
und sich zum überwiegenden Teil verständnisvoll und 

kooperativ verhielten. Dennoch ereigneten sich erneut Ver-
stöße gegen das geltende Abstandsgebot sowie gegen die 
allgemeinen Hygienevorgaben in den Einsatzbereichen der 
Polizeikommissariate 15, 16 und 21, die zahlreiche Ord-
nungswidrigkeitenverfahren einleiten, mehrere Partys auf-
lösen und Betriebe gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Altona erließ für das darauffolgende 
Wochenende ein weiteres Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs 
von alkoholischen Getränken, und zwar für Freitag, 
7. August 2020, und für Samstag, 8. August 2020 jeweils von 
20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages. Die Lage- und Einsatzbe-
richte der Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Altona 
bestätigten die positive Wirkung des Verkaufsverbots 
erneut. Die Polizei Hamburg stellte wiederholt ein geringe-
res Personenaufkommen als an den Wochenenden im Juli 
2020 ohne Alkoholverkaufsverbot fest, wobei die Außengas-
tronomie sehr gut besucht war. Die Abstandsvorgabe der 
HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO traf auf eine deutlich 
höhere Akzeptanz bei den noch Anwesenden, die sich 
zudem überwiegend freundlich, einsichtig und friedlich 
verhielten. Die polizeilichen Feststellungen ließen weder 
erkennen, dass die Anwesenden in relevantem Umfang 
eigene alkoholische Getränke mitbrachten, noch, dass die 
Anwesenden sich in den Randbereichen der Verbotszone 
mit alkoholischen Getränken versorgt und die Verbotszone 
sodann aufgesucht hätten. Ergänzende Kontrollen durch 
das Bezirksamt bestätigten ebenfalls die deutliche Abnahme 
der Menschenansammlungen im Geltungsbereich des 
Außer‑Haus‑Verkaufsverbots.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamts 
Altona ordnete ein Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs von 
Alkohol auch für das darauffolgende Wochenende an. Das 
Verbot galt wiederum für Freitag, 14. August 2020 und 
Samstag, 15. August 2020 jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des 
Folgetages. Auch das dritte Alkoholverkaufsverbot trug 
nach den Feststellungen der Polizei Hamburg maßgeblich 
zur besseren Einhaltung des Abstandsgebots und der Kon-
taktbeschränkungen bei. Die Besucherzahl stieg in den 
regelungsgegenständlichen Vergnügungsvierteln zwar 
merklich gegenüber dem Vorwochenende an. Verstöße 
gegen die HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO kamen 
ebenfalls vor, namentlich innerhalb von Warteschlangen 
vor Gaststätten und durch die Überfüllung einzelner Stra-
ßen. Die polizeilichen Maßnahmen in Form von Gesprä-
chen mit den Anwesenden und zeitweiligen Sperrungen 
trafen jedoch überwiegend auf Einsicht und Kooperations-
bereitschaft. Die konstruktive Haltung der Anwesenden 
lässt sich augenscheinlich durch den geringeren Alkoholi-
sierungsgrad erklären, der gegenüber den Wochenenden 
vor dem erstmaligen Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
merklich herabgesetzt war. Weitere Ansammlungen im 
öffentlichen Raum („cornern“) waren nicht festzustellen. 
Das Alkoholverkaufsverbot zeigte erneut Wirkung, wobei 
die Polizei keine Umgehungen durch das Mitbringen von 
alkoholischen Getränken, durch etwaige fliegende Händler 
oder durch den Alkoholverkauf außerhalb der Verbotsgren-
zen feststellen konnte.

Ebenfalls für das Wochenende der 34. Kalenderwoche 
(21. August 2020 bis 22. August 2020, jeweils 20:00 bis 6:00 
Uhr des Folgetages) erließ das Bezirksamt Altona eine wei-
tere Allgemeinverfügung. Das vierte Alkoholverkaufsver-
bot zeigte überwiegend Wirkung. Verstöße konnten nur 
vereinzelt festgestellt werden. Wenige Besucherinnen und 
Besucher führten außerhalb des Geltungsbereichs erworbe-
nen Alkohol mit sich.

Ansammlungen („cornern“) waren nur vereinzelt und 
nicht durch große Menschenmengen festzustellen. Ab 
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22:00 Uhr wechselte das eher touristisch geprägte Publikum 
und Gastronomiebesuchern zu eher vergnügungsorientier-
ten, jüngeren Besucherinnen und Besuchern. Im weiteren 
Verlauf des Abends, insbesondere im Verlauf des Freitag-
abend, wurden dabei verstärkt teils aggressive jüngere Besu-
cherinnen und Besucher angetroffen, die bei polizeilicher 
Ansprache kein Verständnis für die Einhaltung infektions-
schutzrechtlicher Regelungen zeigten.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet ist 
insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und attrak-
tiv. Die Gruppe der 20 bis 39‑jährigen gehört zu der stark 
von einer SARS‑CoV‑2‑Infektion betroffenen Altersgruppe. 
Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener Grup-
pen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der Kon-
takte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch gebo-
tene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infektions-
ketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden sind 
größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die Örtlichkeiten über den Bezirk Altona hinaus äußerst 
attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass die 
Infektionslage durch externe Besucherinnen und Besucher 
noch unübersichtlicher werden kann. Das Virus kann aus 
dem Umland oder anderen Bezirken in den Bezirk Altona 
hineingetragen werden. Genauso ist eine Verbreitung in 
andere Teile der Freien und Hansestadt Hamburg und des 
Umlandes zu befürchten. Die beobachteten Personengrup-
pen zeichnen sich durch eine vergleichsweise große Mobili-
tät aus, was zu einem wesentlich höheren Infektionsrisiko 
beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren Menschen
ansammlung im Bezirk Altona zu einem Infektionsaus-
bruch kommen (sog. Superspreader-Event), wäre ein sehr 
wirksames Mittel des öffentlichen Gesundheitsdienstes, 
nämlich die Unterbrechung von Infektionsketten, ausge-
schaltet. „Superspreading-Events“ („SSE“) sind Ereignisse, 
bei denen eine infektiöse Person eine Anzahl an Menschen 
ansteckt, die deutlich über die durchschnittliche Anzahl an 
Folgeinfektionen hinausgeht. Darunter werden Einzeler-
eignisse verstanden, im Gegensatz zu Situationen mit inten-
siver Übertragung, wo mehrere Ereignisse, vielleicht sogar 
über mehrere Tage zum Übertragungsgeschehen beitragen. 
Für das Auftreten eines „SSE“ sind drei Aspekte von 
Bedeutung: (1) die Anwesenheit eines Superspreaders, (2) 
die äußeren Begleitumstände (Setting) und (3) die Eigen-
schaften der Exponierten. Die individuelle Infektiosität 
unterliegt vermutlich einer großen Streuung, so dass wenige 
Personen sehr infektiös und viele weniger infektiös sind. 
Möglicherweise spielt hierbei eine Rolle, dass mache Perso-
nen besonders viele infektiöse Partikel beim Atmen, Spre-
chen oder Singen emittieren (sog. „super-emitter“). Darü-
ber hinaus gibt es Begleitumstände, die eine ungewöhnlich 
hohe Übertragung begünstigen. Zu diesen gehören vor 
allem Situationen, in denen sich kleine, infektiöse Partikel 
(aerolisierte Partikel) im Raum anreichern. Dazu tragen 
bspw. die vermehrte Freisetzung kleiner Partikel durch 
Schreien oder Singen und Aktivitäten mit gesteigerter 
Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor können extensive 
soziale Interaktion und erhöhte Kontaktraten sein. Auch 
wenn sich unter den Exponierten besonders viele vulne
rable Personen befinden, kann es zu einer großen Anzahl an 
Übertragungen kommen. So sind ältere Personen und Per-
sonen mit bestimmten Vorerkrankungen empfänglicher 
(suszeptibler).

Das Bezirksamt Altona hat sich angesichts dieser 
Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen sowie der Rückkehr der Hamburger Bürge-
rinnen und Bürger aus den Sommerferien dazu entschlos-
sen, den Außer‑Haus‑Verkauf von alkoholischen Geträn-
ken in den vorbenannten Gebieten erneut im Vorwege zu 

untersagen, um der Gefahr eines unkontrollierbaren Infek-
tionsgeschehens wirksam zu begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist § 28 
Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die not-
wendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer‑Haus‑Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho-
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits‑ bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff 
der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der 
Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum 
an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Not-
wendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmten lässt. Unabhängig 
von der HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS‑CoV‑2‑Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS‑CoV‑2 mittels 
Tröpfchen und Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions‑ 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
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Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS‑CoV‑2‑Virus und 
Erkrankungen an COVID‑19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg 
sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen 
der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID‑19 
erkrankten Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Altona ist bei ständiger Überprüfung ihrer 
möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen einer-
seits und der Berücksichtigung des Gewichts der verblei-
benden Grundrechtseingriffe andererseits darauf bedacht, 
in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende Annähe-
rung an die Situation vor Beginn der Corona‑Pandemie zu 
erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Lockerungen, mit 
denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko verbunden 
ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, diese stu-
fenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län-
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden. Durch 
größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 
die Einhaltung der Abstands‑ und Hygieneregeln zuneh-
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS‑CoV‑2 vergrößert. Die Beobach-
tungen von Einsatzkräften der Polizei Hamburg und des 
Bezirksamts Altona haben vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten gezeigt, dass aufgrund der 
enthemmenden Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot 
nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der Abstandsrege-
lungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr 
des weiteren Anstiegs der Neuinfektionszahlen zu begeg-
nen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf gerichtet 
ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzusetzen bzw. 
deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber zu unter-
stützen, dienen somit einem berechtigten, allgemeinen 
Interesse.

2.

Das Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS‑CoV‑2‑Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono-
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer‑Haus‑Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht auf den öffentlichen Flächen, 
die von der Allgemeinverfügung erfasst werden, ansam-
meln. Das Alkoholverkaufsverbot erleichtert die Einhal-
tung und die Durchsetzung der HmbSARS‑CoV‑2‑Eindäm-
mungsVO aber auch dort, wo gleichwohl Ansammlungen 
entstehen. Denn der geringere Alkoholisierungsgrad der 
Anwesenden verbessert die Einsicht und Kooperationsbe-
reitschaft.

Das Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer 
Getränke wirkt dem Entstehen von Infektionsgefahren 
bereits im Vorfeld durch die Vermeidung der Bildung risi-
kogeneigter Menschenansammlungen entgegen. Es macht 
darüber hinaus die polizeiliche Auflösung solcher Ansamm-
lungen entbehrlich, wodurch sowohl das Konfliktpotenzial 
als auch das Infektionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Altona davon aus, dass das 
Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs von alkoholischen 
Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Aufgrund 
des dynamischen Infektionsgeschehens und der schwieri-
gen Beherrschbarkeit spontan auftretender Handlungser-
fordernisse ist ein präventives dem repressiven Vorgehen 
vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer‑Haus‑Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch zeitlicher 
Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme Betrof-
fenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maßnahme der 
erforderlichen Eindämmung der Verbreitung des Corona
virus SARS‑CoV‑2 nicht genüge getan werden kann.

Auf Grundlage der an den vier vergangenen Wochen
enden (31. Juli bis 2. August, 7. bis 8. August, 14. bis 
15. August sowie 21. bis 22. August 2020) gewonnenen 
Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass derzeit kein ande-
res Mittel zur Verfügung steht, welches in gleicher Weise 
geeignet wäre, um das legitime Ziel zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
alkoholischen Getränken zu versorgen. Zudem würden die 
ansässigen gastronomischen Betriebe – die gemäß § 15 
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HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO weiteren Vorgaben 
unterliegen – in einem unverhältnismäßig hohen bei der 
Geschäftsausübung beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen-
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer‑Haus‑Verkaufsverbot 
alkoholischer Getränke ausgesprochen wurde, musste fest-
gestellt werden, dass potenzielle Kundinnen und Kunden 
dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. Die epidemio-
logisch bedenklichen Menschenansammlungen konnten 
durch diese Maßnahmen nicht verhindert werden. Letzte-
res ist wesentlich, um dem Infektionsschutz in hinreichen-
der Weise nachzukommen.

Die Erfahrungen der vier zurückliegenden Wochen
enden haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive 
Untersagung das Entstehen epidemiologisch kritischer 
Menschenansammlungen bereits im Vorwege effektiv 
unterbunden werden kann. Bei den noch vorhandenen 
Ansammlungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesen-
den Personen nun erheblich leichter fiel, die aus epidemio-
logischer Sicht gebotenen Regeln einzuhalten.

Die steigenden Besucherzahlen machen das Alkoholver-
kaufsverbot zusätzlich erforderlich. Sie würden, wenn der 
Außer‑Haus‑Verkauf von Alkohol erlaubt wäre, voraus-
sichtlich mehr und zu beharrlicheren Verstößen gegen die 
HmbSARS‑CoV-2‑EindämmungsVO führen. Denn ein 
höherer Alkoholisierungsgrad würde die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Anwesenden zur Einhaltung der Hmb
SARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO herabsetzen sowie die 
Kooperationsbereitschaft mit der Polizei verringern. Die 
gewissenhafte Einhaltung der HmbSARS‑CoV‑2‑Eindäm-
mungsVO ist im öffentlichen Raum bei steigenden Besu-
cherzahlen umso dringlicher, weil die Kapazität der konzes-
sionierten Bereiche und der Außengastronomiebereiche 
schneller erschöpft ist.

Das Verbot des Außer‑Haus‑Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen 
Geltungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche 
Gaststätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske 
– gleichermaßen. Die Stadtteile Sternschanze und Ottensen 
werden im Übrigen regelmäßig auch von auswärtigen Besu-
cherinnen und Besuchern frequentiert und die in diesem 
Bereich belegenen Betriebe dienen vordringlich der Versor-
gung der Besucherinnen und Besucher mit alkoholischen 

Getränken. Insofern wird einerseits dem Grundsatz der all-
gemeinen Gleichbehandlung Rechnung getragen, wonach 
wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches 
ungleich zu behandeln ist. Andererseits wird durch den 
konkreten Zuschnitt des räumlichen Geltungsbereiches 
etwaigen Ausweichbewegungen von Besucherinnen und 
Besuchern entgegengewirkt.

Es ist inzwischen aber auch erforderlich, den räumli-
chen Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung – im Ver-
gleich zu den vorigen Allgemeinverfügungen – einzu-
schränken. Die nunmehr erforderliche Einschränkung des 
räumlichen Geltungsbereichs der Allgemeinverfügung 
beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem Bezirks
amt Altona an den zurückliegenden Wochenenden gewon-
nenen Erkenntnissen. Gleichwohl ist es weiterhin notwen-
dig, Örtlichkeiten in den räumlichen Geltungsbereich der 
Allgemeinverfügung einzubeziehen, bei denen im Rahmen 
der polizeilichen Einsätze keine Menschenansammlungen 
in einem Übermaß erkennbar waren. Dabei handelt es sich 
um Randbereich der von der Polizei Hamburg identifizier-
ten Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Altona geht 
davon aus, dass bei einer nur punktuellen Untersagung des 
Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke an den 
Schwerpunkten sodann mit Abwanderungsbewegungen zu 
fußläufig erreichbaren Ausweichorten zu rechnen ist. Die 
Erkenntnisse aus den zurückliegenden Wochenenden zei-
gen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besu-
cher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, 
unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter 
Eimsbüttel und Hamburg‑Mitte haben bereits angekün-
digt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, sodass 
sichergestellt werden kann, dass sich das epidemiologisch 
problematische Geschehen nicht schlichtweg in andere 
Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe-
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei-
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte-
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20 Uhr vollzieht. Die zeitliche Beschränkung auf 
nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages trägt insbe-
sondere den Beobachtungen der Polizei Hamburg am 
zurückliegenden Wochenende vom 21. bis 22. August 2020 
Rechnung. Die zunächst im Laufe des Tages und auch von 
20:00 bis 22:00 Uhr von der Polizei Hamburg noch in allen 
Gebieten als friedlich und entspannt wahrgenommene 
Lage, veränderte sich nach den vorliegenden Einsatz- und 
Lageberichten insbesondere am Freitagabend. Die Reaktio-
nen auf die Ansprache der Beamten durch die zunehmend 
alkoholisierten Besucherinnen und Besucher wurden 
aggressiver. Es konnte ein steigendes Unverständnis bei 
Besucherinnen und Besuchern ebenso wie bei Kioskbetrei-
bern, bei denen Verstöße gegen das Alkoholverkaufsverbot 
oder die HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO festgestellt 
wurden, beobachtet werden. Auch stiegen die Besucherzah-
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len in allen Bereichen, insbesondere der Umgebung der 
Reeperbahn und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr 
am Folgetag deutlich an.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen. Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sog. Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe 
nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkun-
dig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich-
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswir-
kungen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen 
überschaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des 
Einzelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäft
lichen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer‑Haus‑Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
28. August bis 29. August 2020 jeweils von 22:00 Uhr bis 
6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da anzunehmen ist, 
dass auch am kommenden Wochenende wieder vermehrt 
viele Bürgerinnen und Bürger das betroffene Gebiet zum 
geselligen Zusammensein im öffentlichen Raum aufsuchen 
werden. Eine etwaige zeitliche Vorverlagerung auf 18:00 
Uhr würde die Betroffenen voraussichtlich über das gebo-
tene Maß hinaus einschränken. Die Erkenntnisse der Poli-
zei des vergangenen Wochenendes zeigen, dass die Besu-
cherinnen und Besucher verstärkt erst ab 22:00 Uhr in die 
betroffenen Gebiete kamen und dort Alkohol konsumier-
ten, was zu einer Herabsetzung der Bereitschaft zur Einhal-
tung des Abstandsgebots führte. Im Vergleich zur Allge-
meinverfügung vom 30. Juli 2020 war eine etwaige Auswei-
tung auf Sonntag, 30. August 2020 aufgrund der an den 
vergangenen Wochenenden gewonnenen Erkenntnisse 
ebenfalls nicht angemessen, da in der Nacht auf Montag 
kein vergleichbares Vergnügungsgeschehen zu beobachten 
war.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits‑ und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver-
laufs der Corona‑Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks
amt Altona verkennt nicht, dass mit dem abermaligen 
Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegen-
über dem vergangenen Wochenende weitergehende, weil 
fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der vor Ort ansässigen 

Kioskbetreiber – einhergeht. In Anbetracht der möglichen 
Folgen einer weiteren Ausbreitung des Coronavirus 
SARS‑CoV‑2 kann die Entscheidung über die notwendigen 
Infektionsschutzmaßnahmen aber grundsätzlich nicht 
„nach Kassenlage“ getroffen werden. Dies gilt auch nicht 
nur für Kioskbetreiber, sondern auch für viele andere Bran-
chen und Gewerbetreibende. Ein unzumutbares Sonder
opfer wird den Kioskbetreibern daher durch das Verbot des 
Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke nicht abver-
langt. Durch die Anpassung des zeitlichen Rahmens auf 
nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages, dürften 
die wirtschaftlichen Belastungen für die Kioskbetreiber 
auch geschmälert werden.

Das Bezirksamt Altona erkennt an, dass es sich bei den 
von der Allgemeinverfügung Betroffenen möglicherweise 
nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die einschlä-
gige Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, die von 
einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als Störer 
im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen. Jedenfalls 
haben die Wochenenden Ende Juni und Juli 2020 vor dem 
erstmaligen Erlass von Alkoholverkaufsverboten per Allge-
meinverfügung bzw. die von der Polizei Hamburg gewon-
nenen Erkenntnisse gezeigt, dass eine direkte Ansprache 
der Störer nicht geeignet ist, um die epidemiologisch gebo-
tene Einhaltung der Regelungen der 
HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO sowie der allgemei-
nen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich konnte die Poli-
zei Hamburg immer nur für die Auflösung rechtswidriger 
Zustände sorgen, das Entstehen der Gefahrenlage aber 
selbst nicht verhindern. Nach der Einschätzung des Bezirk-
samts Altona kann leider noch nicht von einem verantwor-
tungsbewussten Verhalten der Besucherinnen und Besu-
cher ausgegangen werden, sodass ein behördliches Tätig-
werden weiterhin notwendig ist. Dies wird dadurch deut-
lich, dass auch an den vergangenen Wochenenden weiter-
hin Verstöße gegen die HmbSARS‑ 
CoV‑2‑EindämmungsVO geahndet, Party aufgelöst und 
Betriebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wir-
kungen hingegen, die an den vergangenen Wochenenden 
ebenfalls festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf 
ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein-
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes 
Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die ansteigenden Besu-
cherzahlen machen die verlässliche Einhaltung der Hmb
SARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO im öffentlichen Raum 
noch dringlicher. Vor dem Hintergrund des weiterhin 
bestehenden hohen Infektionsrisikos, des aktuellen 
Anstiegs der Neuinfektionszahlen und im Sinne einer effek-
tiven Gefahrenabwehr sind daher weiterhin Maßnahmen zu 
ergreifen, die sich auf gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4, Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amts Altona nicht ausgeschlossen werden, dass es durch die 
zu erwartenden Menschenansammlungen sowie den Alko-
holkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren für die 
anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine hohe 
Krankheitsübertragungsrate des Coronavirus SARS‑CoV‑2 
kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
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waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Diese 
Situation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des 
Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke wird für das 
bevorstehende Wochenende vom 28. bis 29. August 2020 
angeordnet. Eine etwaige Bekanntmachung der Allgemein-
verfügung im Amtlichen Anzeiger würde zu einem Zeitver-
lust führen und die Allgemeinverfügung könnte somit für 
das bevorstehende Wochenende keine Wirksamkeit entfal-
ten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Foyer des Bezirksamts Altona, Platz 
der Republik 1, 22765 Hamburg, eingesehen werden. Die 
Allgemeinverfügung wurde am 27. August 2020 auf der 
Internetseite des Bezirksamtes Altona unter https://www.

hamburg.de/altona zugänglich gemacht und wird somit am 
28. August 2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, 
Platz der Republik 1, 22765 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS‑CoV‑2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Altona die Polizei Hamburg ersucht, im Wege 
der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Dr. von Berg
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
27. August 2020, 12.35 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/eimsbuettel 
abrufbar.

Hamburg, den 27. August 2020

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 1729

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Eimsbüttel erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert 
worden ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anord-
nung über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom 
27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch 
Anordnung vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), die 
folgende Allgemeinverfügung:
1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 

Getränken innerhalb des in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereichs ist am Freitag, 28. Au­
gust 2020 und Samstag, 29. August 2020 jeweils von 
22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt. Aus­
genommen hiervon ist der Ausschank von alkoholi­
schen Getränken im konzessionierten Bereich, ein­
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter https:// 
www.hamburg.de/eimsbuettel als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID‑19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS‑CoV‑2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe 
schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig 
vor.

Bei SARS‑CoV‑2 (Schweres Akutes Respiratorisches 
Syndrom Coronavirus 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver-
laufende Krankheit (COVID‑19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei-
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru-
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 

Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 
steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID‑19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke-
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits übertragen werden, bevor die 
Infizierten die Symptome entwickeln oder bei sehr geringer 
Symptomatik – das macht es schwer, seine Ausbreitung zu 
kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemiegesche-
hens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen mit vie-
len Fällen. Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölke-
rung der Bundesrepublik Deutschland wird, insbesondere 
mit Blick auf die aktuelle Reisesaison, nach der Bewertung 
des Robert Koch‑Instituts, das für die Vorbeugung über-
tragbarer Krankheiten und die Verhinderung der Weiter-
verbreitung von Infektionen eine besondere Expertise auf-
weist (§ 4 IfSG), unverändert als hoch eingeschätzt. Nach 
den vorliegenden medizinischen Erkenntnissen ist die 
Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das Robert 
Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder zu ein-
zelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße errei-
chen können. Die Zahl der täglich neu übermittelten Fälle 
ist insbesondere seit der Kalenderwoche 30 angestiegen. 
Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und nimmt an 
Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der Situation muss 
unbedingt vermieden werden, da das Robert Koch-Institut 
die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland nach wie vor weiterhin als insgesamt hoch 
einschätzt, für Risikogruppen sogar als sehr hoch. Einer-
seits muss der Anstieg in den jüngeren Bevölkerungsgrup-
pen gebrochen werden, andererseits gilt es, zu verhindern, 
dass auch die älteren und besonders gefährdeten Bevölke-
rungsgruppen wieder vermehrt betroffen werden. Sobald 
sich wieder vermehrt ältere Menschen infizieren, muss auch 
mit einem Anstieg der Hospitalisierungen und Todesfälle 
gerechnet werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebens
bedingungen/‑verhältnissen und auch vom individuellen 
Verhalten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS‑CoV‑2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 µm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 µm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson-
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen werden Aero-
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
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Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter-
schiede zur verstärkten Freisetzung beitragen. Grundsätz-
lich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegenüber 
Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1 bis 2 Metern 
um eine infizierte Person herum erhöht. Da weder eine spe-
zifische Therapie noch eine Impfung zur Verfügung stehen, 
müssen alle Maßnahmen darauf gerichtet sein, die Verbrei-
tung des Virus so gut wie möglich zu verhindern. Der 
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung hängt nach den 
Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts maßgeblich von 
der Einhaltung des Abstandsgebots, Kontaktbeschränkun-
gen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den ein-
geleiteten Gegenmaßnahmen (Kontaktnachverfolgung, 
Quarantäne und Testungen) ab.

Hierfür hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Coron-
avirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO) entsprechende Vorgaben erlas-
sen. Nach § 3 HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO ist jede 
Person aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen 
Personen als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf 
ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen 
Empfehlungen der zuständigen Stellen zur Vermeidung der 
Übertragung des Coronavirus SARS‑CoV‑2 zu beachten 
und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand von 
1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen 
gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV‑2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infekti-
onsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern. Sofern insbe-
sondere im Zusammenhang mit dem Konsum von alkoho-
lischen Getränken, die vorgenannten Mindeststandards, die 
verbindlich in der HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO 
festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von Perso-
nen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weitergehen-
der Anordnungen, um einen Gesundheitsschutz effektiv zu 
gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Eimsbüttel, als der für 
den Bezirk Hamburg-Eimsbüttel zuständigen Infektions-
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlas-
sen wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen 
besondere Gefahrenlagen erkannt und ihnen zum Schutz 
vor Infektionsgefahren für die menschliche Gesundheit 
begegnet werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Eimsbüttel, kon-
kret in dem Stadtteil Eimsbüttel und hier im Umfeld der 
Altonaer Straße, in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit 
festgestellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerungen 
der HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO und der damit 
einhergehenden Zunahme des geselligen Zusammenseins 
erfährt der vorgenannte Bereich einen stetigen Zustrom an 
Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen 
Alkoholverkaufsstellen als auch auf den umliegenden 
öffentlichen Flächen. Dabei war in der Regel festzustellen, 
dass viele der anwesenden Personen ohne die gebotenen 
Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander 
standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstands
regelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, eine Verhal-
tensänderung der Besucherinnen und Besucher zu errei-
chen. Vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke stellten 
besondere Brennpunkte stellten die Bereiche vor Alkohol-
verkaufsstellen in den Vergnügungsvierteln dar. Diese 
umfassten die Eingangsbereiche und Vorplätze von Kios-
ken und Gaststätten mit Alkohol Außer Hausverkauf. Es 
bildeten sich lange Personenschlangen, die Läden waren 
zeitweilig überfüllt.

Im Bezirk Altona wurde bereits am Wochenende vom 
26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 einzelnen Betrieben der 
Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. Diese punktu-
ellen Maßnahmen konnten eine verlässliche Einhaltung 
der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge 
vor Ort führten teilweise zu Abwanderungstendenzen in 
andere Bereiche und waren ohnehin nur vorübergehender 
Natur. Seitens der Polizei Hamburg konnte nicht festge-
stellt werden, dass die verantwortlichen Gastronomen bzw. 
Betreiber von Einzelhandelsgeschäften auf eine Einhaltung 
der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
einen spürbaren Einfluss ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon-
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO im unmittelbar angrenzenden Stadtteil Stern-
schanze festgestellt. Einhergehend mit der Ferien- und 
Urlaubszeit verzeichneten sowohl das Vergnügungs- als 
auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze und auf St. 
Pauli insgesamt wieder steigende Besucherzahlen. Am 
Wochenende des 24. Juli 2020 bis zum 26. Juli 2020 waren 
erstmals wieder Besucherzahlen erreicht worden, wie sie 
vor den restriktiv beschränkenden Maßnahmen vor der 
Eindämmung der Pandemie im März dieses Jahres üblich 
waren. Das Personenaufkommen war in den Nachtstunden 
bei Besucherinnen und Besuchern an den beliebten Orten 
erneut sehr groß. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der 
Polizei Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen 
gegen einen weiteren Zulauf absperren. Für den Bereich der 
Sternschanze konnte am 25. Juli 2020 festgestellt werden, 
dass in der Spitze zwischen 20 Uhr und 24 Uhr bis zu 1.400 
Besucherinnen und Besucher allein den Bereich Schulter-
blatt/Piazza aufgesucht hatten. Die Besucherinnen und 
Besucher des Stadtteils brachten nur in seltenen Fällen 
alkoholische Getränke zum Verzehr selbst mit. Der Erwerb 
von alkoholischen Getränken an den Kiosken bzw. Gast-
stätten führte zu einem sehr großen Andrang vor den ent-
sprechenden Objekten. In den späten Abend- bzw. Nach-
stunden kam es alkoholbedingt zu einem enthemmten, 
teilweise auch zügellosem Verhalten der Besucherinnen 
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und Besucher. Der Ortsteil Sternschanze liegt in unmittel-
barer Nähe zum oben genannten Bereich der Altonaer 
Straße des Zuständigkeitsbereiches des Bezirksamtes Eims-
büttel und ist als „Eimsbütteler Schanze“ dem Schanzen-
viertel – nicht jedoch dem Ortsteil Sternschanze – zuzuord-
nen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver-
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO für Lokale auszusprechen. Dies hatte zur 
Folge, dass der Bedarf an alkoholischen Getränken fast 
vollständig aus Kiosken gedeckt wurde. Dabei konnte fest-
gestellt werden, dass jede einzelne Schließung von Ver-
kaufsstellen zu Abwanderungsbewegungen zu anderen Ver-
kaufsstellen führte. Dabei bildeten sich wiederum Warte-
schlagen, in denen das Abstandsgebot der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO nicht eingehalten wurde. Maß-
nahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. nur wenig 
Akzeptanz und das Einschreiten der Einsatzkräfte wurde 
zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, befolgt. Es ist zu 
erwarten, dass die Schließung der Alkoholverkaufsstellen 
und Lokale im Bereich des Schulterblatts zu Abwande-
rungsbewegungen in Richtung Altonaer Straße führen 
wird.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten der Bezirksämter Altona, Eimsbüttel und 
Hamburg‑Mitte haben gezeigt, dass die in der HmbSARS‑ 
CoV‑2‑EindämmungsVO festgeschriebenen Maßnahmen 
nicht genügen, um einen ausreichenden bzw. umfassenden 
Infektionsschutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend 
lässt sich somit feststellen, dass es zu Situationen gekom-
men ist, die es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich 
machten, die Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygi-
enevorgaben ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs 
sicherzustellen. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die 
sicherstellen, dass den Regelungen der HmbSARS‑ 
CoV‑2‑EindämmungsVO, insbesondere dem Abstands
gebot gemäß § 3 HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO, 
nachgekommen wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Eims-
büttel als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 
IfSG am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlassen, 
mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Geträn-
ken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 bis zum 
02. August 2020 jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages 
in dem betroffenen Ortsteil untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg zeigen, dass im Vergleich zu den vorange-
gangenen Wochenenden weniger Personen in den betroffe-
nen Vergnügungsvierteln unterwegs waren und sich 
wesentlich weniger Personenansammlungen gebildet 
haben. So suchten an dem besagten Wochenende lediglich 
800 Personen den Bereich des Schulterblatts/Piazza auf. 
Auch in den übrigen betroffenen Gebieten konnte durch 
die Polizei Hamburg beobachtet werden, dass die Anzahl 
und die Verdichtung der Menschenansammlungen im 
öffentlichen Raum sich immens reduziert haben. Es konnte 
insbesondere festgestellt werden, dass sich die Besucherin-
nen und Besucher im Geltungsbereich der Allgemeinverfü-
gung weitestgehend an die Vorgaben der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO hielten und sich zum überwie-
genden Teil verständnisvoll und kooperativ verhielten. 
Dennoch ereigneten sich erneut Verstöße gegen das gel-
tende Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen Hygiene-
vorgaben der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, sodass 
die Polizei Hamburg in den Einsatzbereichen der Polizei-
kommissariate 15, 16 und 21 die zahlreiche Ordnungswid-

rigkeitenverfahren einleiten, mehrere Partys auflösen und 
Betriebe gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Hamburg-Eimsbüttel erließ für das 
darauffolgende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs von Alkohol für den betroffenen Ortsteil, 
und zwar für Freitag, den 7. August 2020, und für Samstag, 
8. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr  bis 6:00 Uhr des Fol-
getages. Die Lage- und Einsatzberichte der Polizei Ham-
burg bestätigten die positive Wirkung des Verkaufsverbots 
erneut. Die Polizei Hamburg stellte wiederholt ein geringe-
res Personenaufkommen als an den Wochenenden im Juli 
2020 ohne Alkoholverkaufsverbot fest, wobei die Außengas-
tronomie sehr gut besucht war. Die Abstandsvorgabe der 
HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO traf auf eine deutlich 
höhere Akzeptanz bei den noch Anwesenden, die sich 
zudem überwiegend freundlich, einsichtig und friedlich 
verhielten. Die polizeilichen Feststellungen ließen weder 
erkennen, dass die Anwesenden in relevantem Umfang 
eigene alkoholische Getränke mitbrachten, noch, dass die 
Anwesenden sich in den Randbereichen der Verbotszone 
mit alkoholischen Getränken versorgt und die Verbotszone 
sodann aufgesucht hätten.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamtes 
Hamburg Eimsbüttel ordnete ein Verbot des Außer‑ 
Haus‑Verkaufs von Alkohol auch für das darauf folgende 
Wochenende an. Das Verbot galt wiederum für Freitag, den 
14. August 2020 und Samstag, den 15. August 2020 jeweils 
von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages. Auch das dritte 
Alkoholverkaufsverbot trug nach den Feststellungen der 
Polizei Hamburg maßgeblich zur besseren Einhaltung des 
Abstandsgebotes und der Kontaktbeschränkungen bei. Die 
Besucherzahl stieg in den Vergnügungsvierteln zwar merk-
lich gegenüber dem Vorwochenende an. Verstöße gegen die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO kamen ebenfalls vor, 
namentlich innerhalb von Warteschlangen vor Gaststätten 
auf St. Pauli und durch Überfüllung der Straße „Große 
Freiheit“. Die polizeilichen Maßnahmen in Form von 
Gesprächen mit den Anwesenden und zeitweiligen Sper-
rungen der „Großen Freiheit“ trafen jedoch überwiegend 
auf Einsicht und Kooperationsbereitschaft. Die konstruk-
tive Haltung der Anwesenden lässt sich augenscheinlich 
durch den geringeren Alkoholisierungsgrad erklären, der 
gegenüber den Wochenenden vor dem erstmaligen Erlass 
von Alkoholverkaufsverboten merklich herabgesetzt war. 
Weitere Ansammlungen im öffentlichen Raum („cornern“) 
waren nicht festzustellen. Das Alkoholverkaufsverbot zeigte 
erneut Wirkung, wobei die Polizei keine Umgehungen 
durch das Mitbringen von alkoholischen Getränken, durch 
etwaige fliegende Händler oder durch den Alkoholverkauf 
außerhalb der Verbotsgrenzen feststellen konnte.

Ebenfalls für das Wochenende der 34. Kalenderwoche 
(21. August 2020 bis 22. August 2020, jeweils 20:00 Uhr bis 
6:00 Uhr des Folgetages) erließ das Bezirksamt Eimsbüttel 
eine weitere Allgemeinverfügung. Das vierte Alkoholver-
kaufsverbot zeigte überwiegend Wirkung. Verstöße konn-
ten nur vereinzelt festgestellt werden. Wenige Besucherin-
nen und Besucher führten außerhalb des Geltungsbereichs 
erworbenen Alkohol mit sich.

Ansammlungen („cornern“) in den Vergnügungsvier-
teln waren nur vereinzelt und nicht durch große Menschen-
mengen festzustellen. Ab 22:00 Uhr wechselte das eher 
touristisch geprägte Publikum und Gastronomiebesuchern 
zu eher vergnügungsorientierten, jüngeren Besucherinnen 
und Besuchern. Im weiteren Verlauf des Abends, insbeson-
dere im Verlauf der Freitagabend, wurden dabei verstärkt in 
den Vergnügungsvierteln teils aggressive jüngere Besuche-
rinnen und Besucher angetroffen, die bei polizeilicher 
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Ansprache kein Verständnis für die Einhaltung infektions-
schutzrechtlicher Regelungen zeigten.

Der von der Allgemeinverfügung betroffene Ort in 
Eimsbüttel ist insbesondere bei jungen Erwachsenen 
bekannt und attraktiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen 
gehört zu der stark von einer SARS-CoV-2-Infektion betrof-
fenen Altersgruppe. Sollte es bei diesen zufälligen Treffen 
verschiedener Gruppen zu Infektionen kommen, ist das 
Nachhalten der Kontakte nicht möglich. Dies macht das 
epidemiologisch gebotene Eingrenzen bzw. die Unterbre-
chung von Infektionsketten unmöglich. Die Herkunftsorte 
der Anwesenden sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die Örtlichkeit über den Bezirk Eims-
büttel hinaus äußerst attraktiv wirkt. Deshalb steht zu 
befürchten, dass die Infektionslage durch externe Besuche-
rinnen und Besucher noch unübersichtlicher werden kann. 
Das Virus kann aus dem Umland oder anderen Bezirken in 
den Bezirk Eimsbüttel hineingetragen werden. Genauso ist 
eine Verbreitung in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes zu befürchten. Die beobachte-
ten Personengruppen zeichnen sich durch eine vergleichs-
weise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren 
Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren 
Menschenansammlung im Bezirk Eimsbüttel zu einem 
Infektionsausbruch kommen (sog. Superspreader-Event), 
wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von Infektions-
ketten, ausgeschaltet. „Superspreading-Events“ („SSE“) 
sind Ereignisse, bei denen eine infektiöse Person eine 
Anzahl an Menschen ansteckt, die deutlich über die durch-
schnittliche Anzahl an Folgeinfektionen hinausgeht. 
Darunter werden Einzelereignisse verstanden, im Gegen-
satz zu Situationen mit intensiver Übertragung, wo mehrere 
Ereignisse, vielleicht sogar über mehrere Tage zum Über-
tragungsgeschehen beitragen. Für das Auftreten eines 
„SSE“ sind drei Aspekte von Bedeutung: (1) die Anwesen-
heit eines Superspreaders, (2) die äußeren Begleitumstände 
(Setting) und (3) die Eigenschaften der Exponierten. Die 
individuelle Infektiosität unterliegt vermutlich einer gro-
ßen Streuung, so dass wenige Personen sehr infektiös und 
viele weniger infektiös sind. Möglicherweise spielt hierbei 
eine Rolle, dass mache Personen besonders viele infektiöse 
Partikel beim Atmen, Sprechen oder Singen emittieren 
(sog. „super-emitter“). Darüber hinaus gibt es Begleitum-
stände, die eine ungewöhnlich hohe Übertragung begünsti-
gen. Zu diesen gehören vor allem Situationen, in denen sich 
kleine, infektiöse Partikel (aerolisierte Partikel) im Raum 
anreichern. Dazu tragen bspw. die vermehrte Freisetzung 
kleiner Partikel durch Schreien oder Singen und Aktivitä-
ten mit gesteigerter Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor 
können extensive soziale Interaktion und erhöhte Kontakt-
raten sein. Auch wenn sich unter den Exponierten beson-
ders viele vulnerable Personen befinden, kann es zu einer 
großen Anzahl an Übertragungen kommen. So sind ältere 
Personen und Personen mit bestimmten Vorerkrankungen 
empfänglicher (suszeptibler).

Das Bezirksamt Eimsbüttel hat sich angesichts dieser 
Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen sowie der Rückkehr Hamburger Bürgerin-
nen und Bürger aus den Sommerferien dazu entschlossen, 
den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken in 
dem vorgenannten Gebiet im Vorwege zu untersagen, um 
der Gefahr eines unkontrollierbaren Infektionsgeschehens 
wirksam zu begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist § 28 
Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die not-

wendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer‑Haus‑Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho-
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits‑ bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff 
der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der 
Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum 
an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Not-
wendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unabhängig von 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel dieser Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen, bei denen aufgrund einer 
Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die Hemmschwelle 
sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
weiterhin zu befolgenden Vorgaben einzuhalten, im räumli-
chen Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zu verhin-
dern. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag zum 
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbesondere 
zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheitssystems 
geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen, Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
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dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg 
sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen 
der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Eimsbüttel ist bei ständiger Überprüfung ihrer 
möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen einer-
seits und der Berücksichtigung des Gewichts der verblei-
benden Grundrechtseingriffe andererseits darauf bedacht, 
in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende Annähe-
rung an die Situation vor Beginn der Corona‑Pandemie zu 
erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Lockerungen, mit 
denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko verbunden 
ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, diese stu-
fenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län-
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden. Durch 
größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 
die Einhaltung der Abstands‑ und Hygieneregeln zuneh-
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS‑CoV‑2 vergrößert.

Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg haben vor dem erstmaligen Erlass von Alkohol-
verkaufsverboten gezeigt, dass aufgrund der enthemmen-
den Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot nicht einge-
halten wird. Die Einhaltung der Abstandsregelungen ist 
jedoch von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr des weite-
ren Anstiegs der Neuinfektionszahlen zu begegnen. Maß-
nahmen wie diese, deren Zweck darauf gerichtet ist, die 
Abstandsregelungen wirksam durchzusetzen bzw. deren 
Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber zu unterstüt-
zen, dienen somit einem berechtigten, allgemeinem Inte
resse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 

Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es anderenfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono-
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht auf den öffentlichen Flächen, 
auf den von der Allgemeinverfügung betroffenen Bereich, 
ansammeln. Das Alkoholverkaufsverbot erleichtert die Ein-
haltung und Durchsetzung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO aber auch dort, wo gleichwohl Ansammlungen 
entstehen. Denn der geringere Alkoholisierungsgrad der 
Anwesenden verbessert die Einsicht und Kooperationsbe-
reitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschen
ansammlungen entgegen. Polizeiliche Auflösungen gefähr-
licher Ansammlungen werden darüber hinaus entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial als auch das Infek
tionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Zudem zeigen die Erfahrungen der vergangenen 
Wochenenden, dass die Allgemeinverfügung das Ziel för-
dert und damit geeignet ist. Ausweislich des Lagebildes der 
Polizeikommissariate 15, 16, 21 und 23 hatte das Verkaufs-
verbot Auswirkungen auf die Anzahl und Zusammenset-
zung der Besuchergruppen. Es wurden insgesamt weniger 
Personen vor Ort festgestellt. Dies hatte zur Folge, dass die 
Anzahl und die Verdichtung der Menschansammlungen 
sich reduzierten.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Eimsbüttel davon aus, 
dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf-
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vier vergangenen Wochen
enden (31. Juli bis 2. August 2020, 7. bis 8. August 2020, 
14. bis 15. August 2020 sowie 21. bis 22. August 2020) 
gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass der-
zeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches in 
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gleicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel zu errei-
chen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
alkoholischen Getränken zu versorgen. Zudem würden die 
ansässigen gastronomischen Betriebe – die gemäß § 15 
HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO weiteren Vorgaben 
unterliegen – in einem unverhältnismäßig hohen Maße bei 
der Geschäftsausübung beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in dem betroffenen Bereich für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali-
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver-
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen-
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 
alkoholischer Getränke ausgesprochen wurde, musste fest-
gestellt werden, dass potenzielle Kundinnen und Kunden 
dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. Die epidemio-
logisch bedenklichen Menschenansammlungen konnten 
durch diese Maßnahmen nicht verhindert werden. Letzte-
res ist wesentlich, um den Infektionsschutz in hinreichen-
der Weise nachzukommen.

Die Erfahrungen der vier zurückliegenden Wochen
enden haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive 
Untersagung das Entstehen epidemiologisch kritischer 
Menschenansammlungen bereits im Vorwege effektiv 
unterbunden werden kann. Bei den noch vorhandenen 
Ansammlungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesen-
den Personen nun erheblich leichter fiel, die aus epidemio-
logischer Sicht gebotenen Regeln einzuhalten.

Die steigenden Besucherzahlen machen das Alkoholver-
kaufsverbot zusätzlich erforderlich. Sie würden, wenn der 
Außer‑Haus‑Verkauf von Alkohol erlaubt wäre, voraus-
sichtlich mehr und zu beharrlicheren Verstößen gegen die 
HmbSARS‑CoV-2‑EindämmungsVO führen. Denn ein 
höherer Alkoholisierungsgrad würde die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Anwesenden zur Einhaltung der Hmb
SARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO herabsetzen sowie die 
Kooperationsbereitschaft mit der Polizei verringern. Die 
gewissenhafte Einhaltung der HmbSARS‑CoV‑2‑Eindäm-
mungsVO ist im öffentlichen Raum bei steigenden Besu-
cherzahlen umso dringlicher, weil die Kapazität der konzes-
sionierten Bereiche und der Außengastronomiebereiche 
schneller erschöpft ist.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen 

Geltungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche 
Gaststätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske 
– gleichermaßen. Insofern wird einerseits dem Grundsatz 
der allgemeinen Gleichbehandlung Genüge getan und 
andererseits etwaigen Ausweichbewegungen von Besuche-
rinnen und Besuchern entgegengewirkt.

Es ist aber auch erforderlich, den räumlichen Geltungs-
bereich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehal-
ten. Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg an den 
zurückliegenden Wochenenden gewonnenen Erkenntnis-
sen. Der Bereich der Eimsbütteler Schanze wird regelmäßig 
von auswärtigen Besucherinnen und Besuchern frequen-
tiert. Die in diesem Bereich ansässigen Betriebe dienen 
vordringlich der Versorgung der Besucherinnen und Besu-
cher mit alkoholischen Getränken. Insofern wird einerseits 
dem Grundsatz der allgemeinen Gleichbehandlung Rech-
nung getragen, wonach wesentlich Gleiches gleich und 
wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln ist. Anderer-
seits wird durch den konkreten Zuschnitt des räumlichen 
Geltungsbereiches etwaigen Ausweichbewegungen von 
Besucherinnen und Besuchern entgegengewirkt.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Eimsbüttel geht 
allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen Unter-
sagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
an den Schwerpunkten sodann mit Abwanderungsbewe-
gungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten zu rech-
nen ist. Die Erkenntnisse aus den zurückliegenden Wochen-
enden zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen 
und Besucher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt 
sind, unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze 
bis mittlere Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Altona und Hamburg-Mitte haben 
bereits angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu 
erlassen, sodass sichergestellt werden kann, dass sich das 
infektionsschutzrechtlich problematische Geschehen nicht 
schlicht in andere Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer‑Haus‑Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe-
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei-
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte-
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20:00 Uhr vollzieht. Die zeitliche Beschränkung auf 
nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages trägt ins
besondere den Beobachtungen der Polizei Hamburg am 
zurückliegenden Wochenende vom 21. bis 22. August 2020 
Rechnung. Die zunächst im Laufe des Tages und auch von 
20:00 Uhr bis 22:00 Uhr von der Polizei Hamburg noch in 
allen Gebieten als friedlich und entspannt wahrgenommene 
Lage, veränderte sich nach den vorliegenden Einsatz- und 
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Lageberichten, insbesondere am Freitagabend. Die Reak
tionen auf die Ansprache der Beamten durch die zuneh-
mend alkoholisierten Besucherinnen und Besucher wurden 
aggressiver. Es konnte ein steigendes Unverständnis bei 
Besucherinnen und Besuchern ebenso wie bei Kioskbetrei-
bern, bei denen Verstöße gegen das Alkoholverkaufsverbot 
oder die HmbSARS‑CoV‑2‑EindämmungsVO in den Ver-
gnügungsvierteln festgestellt wurden, beobachtet werden. 
Auch stiegen die Besucherzahlen in allen Bereichen, insbe-
sondere der Umgebung der Reeperbahn und Sternschanze, 
ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag deutlich an. Hin-
sichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die Allge-
meinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewerbetätig-
keit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die Gastro-
nomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessionierten 
Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke ausschenken. 
Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen. Lieferbetriebe und 
vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei der Mög-
lichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und Kunden 
zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch sog. 
Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe nicht 
zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich-
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz (GG) beeinträch-
tigt. Die Auswirkungen des Eingriffs beschränken sich 
jedoch auf einen überschaubaren Zeitraum und betreffen 
– hinsichtlich des Einzelhandels – lediglich einen Rand
bereich der geschäftlichen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
28. August bis 29. August 2020 jeweils von 22:00 Uhr bis 
6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da anzunehmen ist, 
dass auch am kommenden Wochenende wieder vermehrt 
viele Bürgerinnen und Bürger das betroffene Gebiet zum 
geselligen Zusammensein im öffentlichen Raum aufsuchen 
werden. Eine etwaige zeitliche Vorverlagerung auf 18:00 
Uhr würde die Betroffenen voraussichtlich über das gebo-
tene Maß hinaus einschränken. Die Erkenntnisse der Poli-
zei des vergangenen Wochenendes zeigen, dass die Besu-
cherinnen und Besucher verstärkt erst ab 22:00 Uhr in das 
betroffene Gebiet kamen und dort Alkohol konsumierten, 
was zu einer Herabsetzung der Bereitschaft zur Einhaltung 
des Abstandsgebots führte. Im Vergleich zur Allgemeinver-
fügung vom 30. Juli 2020 war eine etwaige Ausweitung auf 
Sonntag, 30. August 2020 aufgrund der an den vergangenen 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnisse ebenfalls nicht 
angemessen, da in der Nacht auf Montag kein vergleichba-
res Vergnügungsgeschehen zu beobachten war.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver-
laufs der Corona‑Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks

amt Eimsbüttel verkennt nicht, dass mit dem abermaligen 
Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegenüber dem 
vergangenen Wochenende weitergehende, weil fortgesetzte 
und vertiefte wirtschaftliche Belastung der Gewerbetreiben-
den – insbesondere der vor Ort ansässigen Kioskbetreiber 
– einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer 
weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann 
die Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutz-
maßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ 
getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetrei-
ber, sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbe-
treibende. Durch die Anpassung des zeitlichen Rahmens 
auf nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages, dürf-
ten die wirtschaftlichen Belastungen für die Kioskbetreiber 
auch geschmälert werden.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erkennt an, dass es sich bei 
den von der Allgemeinverfügung Betroffenen möglicher-
weise nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die 
aktuelle Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, die 
von einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als Stö-
rer im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen (siehe 
VGH München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 20 Cs 
20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenenden 
Ende Juni und im Juli vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die infektionsschutzrechtlich gebotene Einhal-
tung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sowie der allgemeinen Hygieneregeln zu errei-
chen. Letztlich konnte die Polizei Hamburg immer nur für 
die Auflösung rechtswidriger Zustände sorgen, das Entste-
hen der Gefahrenlage aber selbst nicht verhindern. Nach 
der Einschätzung des Bezirksamts Eimsbüttel kann leider 
noch nicht von einem verantwortungsbewussten Verhalten 
der Besucherinnen und Besucher der von dieser Allgemein-
verfügung betroffenen Bereiche ausgegangen werden, 
sodass ein behördliches Tätigwerden weiterhin notwendig 
ist. Dies wird dadurch deutlich, dass auch am Wochenende 
vom 31. Juli bis 2. August weiterhin Verstöße gegen die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO geahndet, Party auf-
gelöst und Betriebe geschlossen werden mussten. Die posi-
tiven Wirkungen hingegen, die an den vergangenen 
Wochenenden ebenfalls festzustellen waren, gingen bei 
einem Verzicht auf ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit 
hoher Wahrscheinlichkeit verloren, weil die Bevölkerung 
ein unzutreffendes Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die 
ansteigenden Besucherzahlen in den Vergnügungsvierteln 
machen die verlässliche Einhaltung der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO im öffentlichen Raum noch 
dringlicher. Vor dem Hintergrund des hohen Infektionsri-
sikos, des aktuellen Anstiegs der Neuinfektionszahlen und 
im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr sind daher wei-
terhin Maßnahmen zu ergreifen, die sich auch gegen Nicht-
störer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Eimsbüttel nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
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hohe Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende 
Wochenende vom 28. bis 29. August 2020 in der Zeit von 
22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages angeordnet. Eine 
etwaige Bekanntmachung der Allgemeinverfügung im 
Amtlichen Anzeiger würde zu einem Zeitverlust führen 
und die Allgemeinverfügung könnte somit für das bevorste-
hende Wochenende keine Wirksamkeit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Bezirksamt Eimsbüttel, Grindelberg 

62-66, 20144 Hamburg, eingesehen werden. Die Allgemein-
verfügung wurde am 27. August 2020 auf der Internetseite 
des Bezirksamtes Eimsbüttel (https://hamburg.de/eims-
buettel) zugänglich gemacht und wird somit am 28. August 
2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Eimsbüt-
tel, Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Eimsbüttel die Polizei Hamburg ersucht, im 
Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Eimsbüttel
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
zur Bekämpfung der Amerikanischen 

Faulbrut bei Bienen
Auf Grund des § 5 b, § 10 Absatz 1 und § 11 der Bienen-

seuchen-Verordnung vom 3. November 2004 (BGBl. I 
S. 2738) in der geltenden Fassung wird nach amtlicher Fest-
stellung der Amerikanischen Faulbrut am 24. August 2020 
in einem Bienenstand in Hamburg-Billwerder auf den 
Gebieten des Bezirkes Hamburg-Bergedorf und des Bezir-
kes Hamburg-Mitte zum Schutz gegen die Verbreitung der 
Amerikanischen Faulbrut die Errichtung eines Sperrbe-
zirks angeordnet.

Der Sperrbezirk ist wie folgt abgegrenzt:

Nördliche Begrenzung: B5/Bergedorfer Straße ab 
Anschlussstelle Horner Rampe bis Am Langberg, Schul-
redder, Boberger Furt, Billwerder Billdeich bis Mittlerer 
Landweg.

Östliche Begrenzung: Mittlerer Landweg, Hans-Dun-
cker-Straße.

Südliche Begrenzung: Moorfleeter Deich, Andreas-
Meyer-Brücke.

Westliche Begrenzung: Grusonstraße, Wöhlerstraße, 
bis B5/Bergedorfer Straße Anschlussstelle Horner Rampe.

Für den Sperrbezirk gilt Folgendes:

1. Die Besitzer von Bienenvölkern im Sperrbezirk haben 
ihre Bienenstände unverzüglich dem Fachamt Verbrau-
cherschutz, Gewerbe und Umwelt des Bezirksamtes Ber-
gedorf, Abteilung Veterinärwesen, bzw. dem Fachamt 
Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt des Bezirks-
amtes Hamburg-Mitte, Abteilung Veterinärwesen, unter 
der Angabe des Standortes und der Völkerzahl anzuzei-
gen.

2. Alle Bienenvölker und Bienenstände im Sperrbezirk 
sind unverzüglich auf Amerikanische Faulbrut amtstier-
ärztlich zu untersuchen; diese Untersuchung ist frühes-
tens zwei, spätestens neun Monate nach der Tötung oder 

Behandlung der an der Seuche erkrankten Bienenvölker 
zu wiederholen. Der Abstand zwischen den beiden 
Untersuchungen muss mindestens acht Wochen betra-
gen. Die zweite Untersuchung ist entbehrlich, wenn sich 
bei der Untersuchung von Futterproben, die im Rahmen 
der ersten Untersuchung zusätzlich gezogen worden 
sind, keine Anhaltspunkte für Amerikanische Faulbrut 
ergeben.

3. Bienenstände dürfen von ihrem Standort nicht entfernt 
werden.

4. Bienenvölker, lebende oder tote Bienen, Waben, Waben-
teile, Wabenabfälle, Wachs, Honig, Futtervorräte, Bie-
nenwohnungen und benutzte Gerätschaften dürfen 
nicht aus den Bienenständen entfernt werden.

5. Bienenvölker oder Bienen dürfen nicht in den Sperrbe-
zirk verbracht werden.
Die Anordnung zu 4. findet keine Anwendung auf
– Wachs, Waben, Wabenteile und Wabenabfälle, wenn 

sie an wachsverarbeitende Betriebe, die über die 
erforderliche Einrichtung zur Entseuchung des 
Wachses verfügen, unter der Kennzeichnung „Seu-
chenwachs“ abgegeben werden, und

– Honig, der nicht zur Verfütterung an Bienen 
bestimmt ist.

Hinweise:

Das vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandeln gegen 
diese Verfügung stellt gemäß § 26 Nummern 1 bis 14 der 
Bienenseuchen-Verordnung eine Ordnungswidrigkeit im 
Sinne des § 32 Absatz 2 des Tiergesundheitsgesetzes (Tier-
GesG) dar und kann gemäß § 32 Absatz 3 TierGesG mit 
einer Geldbuße bis zu 30 000,00 Euro geahndet werden.

Ein Widerspruch hat gemäß § 37 TierGesG keine auf-
schiebende Wirkung.

Hamburg, den 28. August 2020

Das Bezirksamt Bergedorf
Das Bezirksamt Hamburg-Mitte

Amtl. Anz. S. 1738

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Bekanntmachung vergebener Aufträge

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER 

I.1)  Name und Adressen 

Bundesbauabteilung Hamburg, in Vertretung für 
die Bundesrepublik Deutschland

Nagelsweg 47, 20097 Hamburg

NUTS-Code: DE600

Land: DE

Kontaktstelle(n): 
Telefax: +49 (40) 4 27 92 12 00

E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de  

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/behoerdenfinder/ 
hamburg/11255485

I.4)  Art des öffentlichen Auftraggebers 

Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5) Haupttätigkeit(en) 

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND 

II.1)  Umfang der Beschaffung 

II.1.1)  Bezeichnung des Auftrags 

HSU / Hanseaten - Kaserne: 
Neubau Gebäude 44 + 51

Referenznummer der Bekanntmachung: 
20 E 0170 

II.1.2)  CPV-Code 

45300000-0
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II.1.3)	 Art des Auftrags 

Bauauftrag

II.1.4) 	 Kurze Beschreibung 

Herstellung von Medientrassen (Elektro, Sanitär) 

II.1.6) 	 Angaben zu den Losen

Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.7)	 Gesamtwert der Beschaffung (ohne MwSt.)

	 Genau (Bitte den Gesamtbeschaffungswert ange-
ben; Angaben zu einzelnen Aufträgen machen 
Sie bitte in Abschnitt V).

	 Wert: 620727,76

II.2)	 Beschreibung

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s)

II.2.3) 	 Erfüllungsort 

Nuts-Code: DE600

Hauptort Ausführung:

22119  Hamburg,  
Hanseaten-Kaserne,  
Stoltenstraße 13, 22119 Hamburg

II.2.4) 	 Beschreibung der Beschaffung 

	 Auf der Liegenschaft der Hanseatenkaserne/Hel-
mut Schmidt Universität in Hamburg werden 
Zwei (2) neue Unterkunftsgebäude errichtet. Die 
Neubauten sind Gebäude W44 und W51. 

	 Aufgabe ist die Neubauten mit einer definierten 
Übergabestelle an das Bestands Versorgungs- 
und Entsorgungsnetz anzuschließen.

	 Im Außengelände sind Erdarbeiten für die neuen 
Trassen erforderlich. Weiter werden asphaltierte 
Straßen und mit Gehwegplatten belegte Wege 
gequert. Neben den Sicherungsmaßnahmen und 
Kampfmittelräumdienst sind die Flächen wie-
derherzustellen.

	 Ins besonders wird auf die Baustellensicherungs-
maßnahmen und Verkehrssicherheitspflichten 
hingewiesen, da die Arbeiten bei laufenden 
Betrieb und nur in Teilbereichen in gesicherten 
Baustellenbereichen ausgeführt werden.

	 Die Straßenanlagen bieten auf dem Gelände 
keine Ausweichstrecken auf, Arbeiten in Stra-
ßenbereich sind auszuführen, dass mindestens 
eine einseitige provisorische Verkehrsführung 
vorhanden ist.

	 Fernwärme:

	 Die Fernwärmeversorgung soll über das vorhan-
dene Fernwärmenetz realisiert werden. 

	 Trinkwasser:

	 Der Anschluss an die Trinkwasserversorgung 
soll an das vorhandene Netz der Liegenschaft 
erfolgen.

	 Schmutz- und Regenwasser:

	 Die Entsorgung von Schmutz- und Regenwasser 
soll im Trennsystem erfolgen. Der Anschluss soll 
an die vorhandenen Leitungen der Liegenschaft 
erfolgen.

	 Starkstrom- / Fernmelde- und informationstech-
nische Anlagen:

	 Für das Starkstrom- und Fernmeldenetz wird ein 
getrenntes Leerrohrnetz vorgesehen.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien

Die nachstehenden Kriterien:

1. Kostenkriterium:

Kriterium Gewichtung, Preis 100 %

2. Qualitätskriterium:

Kriterium Gewichtung

II.2.11)	 Angaben zu Optionen

Nein

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union

Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN 

IV.1) 	 Beschreibung 

IV.1.1) 	 Verfahrensart 

Offenes Verfahren

IV.1.3) 	 Angaben zur Rahmenvereinbarung 

Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen 
(GPA) 

Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2) 	 Verwaltungsangaben 

IV.2.1) 	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren 

Bekanntmachungsnummer im ABl. 
2020 /S 082 - 192686

ABSCHNITT V: AUFTRAGSVERGABE 

Auftrags-Nr.: 20 E 0170

Bezeichnung: Herstellung Medientrassen

V.1) 	 Information über die Nichtvergabe

Der Auftrag wurde vergeben.

V.2)	 Auftragsvergabe

V.2.1)	 Tag des Vertragsabschlusses

8. Juni 2020

V.2.2)	 Angaben zu den Angeboten

Anzahl der eingegangenen Angebote: 2

V.2.3)	 Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers, 
zu dessen Gunsten der Zuschlag erteilt wurde

Druve Strassenbau GmbH  

Kiefernweg 17

NUTS-Code: DEF0D

24558 Henstedt-Ulzburg

Land: DE

Der Auftragnehmer ist ein KMU: Nein

V.2.4) 	 Angaben zum Wert des Auftrags (ohne MwSt.)

Gesamtwert des Auftrags: 620727,76
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ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN 

VI.3)	 Zusätzliche Angaben

VI.4) 	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren 

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren 

Bundeskartellamt Bonn

Kaiser-Friedrich-Straße 16, 53113 Bonn, DE

Kontaktstelle(n): 
Telefon: +49 (40) 22 89 49 90 
Telefax: +49 (40) 22 89 49 94 00

VI.5) 	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung 

27. August 2020

Hamburg, den 27. August 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 964

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV OV 026-20 DK

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Prüfung der lüftungstechnischen Anlagen gemäß 
Prüfverordnung – PVO vom 14.02.2006 (Hamburgisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt I) in allgemeinbildenden 
und beruflichen Schulen Hamburgs

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 
1.530.000,– Euro über alle Lose

Ausführungszeitraum voraussichtlich: 
Die Vertragslaufzeit beginnt am 1. Januar 2021 und endet 
am 31. Dezember 2023.

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. September 2020 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter:

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver-
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-

page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.

Hamburg, den 21. August 2020

Die Finanzbehörde
Amtl. Anz. S. 965

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 193-20 SW

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung und Umbau Klassengebäude 08, 
Ladenbeker Weg 13, 21033 Hamburg

Bauauftrag: Lüftung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 111.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. März 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. September 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 21. August 2020

Die Finanzbehörde Amtl. Anz. S. 966
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Terminsbestimmung
71 K 34/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Dienstag, 10. 
November 2020, 9.30 Uhr, Goethesaal, 
Vereinigte 5 Hamburger Logen, Wel-
ckerstraße 8, 20354 Hamburg, öffent-
lich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Rotherbaum, Mitei-
gentumsanteil verbunden mit Sonder-
eigentum, ME-Anteil 965/10.000, Son-
dereigentums-Art Wohnung, SE-Nr. 2, 
Blatt 3718 BV 1 an Grundstück Gemar-
kung Rotherbaum, Flurstück 1242, 
Wirtschaftsart und Lage Gebäude- 
Freifläche, Wohnen, Anschrift Dill-
straße 4, 523 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: Eigentums-
wohnung im Souterrain (rechts) in 
einem Mehrfamilienhaus mit 9 
Wohneinheiten. Baujahr ca. 1900. 31/2 
Zimmer, Küche, WC. Nettowohnfläche 
vermutlich 82,5 m². Terrasse vorhan-
den. Gasetagenheizung. Warmwasser 
vermutlich über Durchlauferhitzer. Die 
Wohnung war im Besichtigungszeit-
punkt offenbar leerstehend. Nach Aus-
kunft Leerstand seit ca. 10 Jahren. 
Miet- oder Pachtverhältnisse sind nicht 
bekannt. Eine Innenbesichtigung 
wurde dem Sachverständigen nicht 
ermöglicht.

Verkehrswert: 445.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
2. Juli 2019 in das Grundbuch eingetra-
gen worden.

Zur Zuschlagserteilung ist die Zu-
stimmung des Wohnungseigentums-
verwalters erforderlich, es sei denn, der 
Ersteher ist ein Gläubiger eines Grund-
pfandrechts, der die Einheit zur Ret-
tung seines Grundpfandrechts erstei-
gert.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 

§  55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Der verwendete Sitzungssaal ist für 
maximal fünfzig Personen zugelassen. 
Sollten am Tag der Versteigerung wei-
tere Beschränkungslockerungen gelten, 
so werden diese sofern möglich, berück-
sichtigt. Der Einlass beginnt um 9.15 Uhr.

Sitzungspolizeiliche Verfügung:

Für die Dauer des Zwangsversteige-
rungstermins wird folgendes angeordnet:

1. Alle Teilnehmer müssen bei 
Betreten des Sitzungssaals und wäh-
rend des gesamten Aufenthalts im Sit-
zungssaal einen Mund-NasenSchutz 
(MNS) oder eine andere textile Barriere 
im Sinne eines MNS (sogenannte com-
munity mask oder Mund-Nasen-Be-
deckung) tragen. Personen, die keine 
geeigneten Mund-Nasen-Bedeckungen 
tragen, wird der Zutritt versagt. In 
Zweifelsfällen entscheidet der sitzungs-
leitende Rechtspfleger. Zur Informa-
tion wird darauf hingewiesen, dass 
grundsätzlich auch der sitzungsleitende 
Rechtspfleger eine Mund-Nasen-Bede-
ckung tragen wird. Zum besseren akus-
tischen Verständnis für sämtliche 
Anwesende wird er diese Maske am 
Richtertisch abnehmen.

2. Die Bestuhlung des Sitzungssaals 
wurde dergestalt geändert, dass zwi-
schen den Sitzplätzen ein Mindest-
abstand von 1,5 Metern eingehalten 
wird. Es werden nur so viele Personen 
in den Sit- zungssaal eingelassen, wie 
Sitzplätze zur Verfügung stehen. Sofern 
die zur Verfügung stehenden Sitzplätze 
nicht ausreichen, um alle Personen auf-
zunehmen, die an dem Zwangsverstei-
gerungstermin teilnehmen möchten, 
erfolgt der Einlass in folgender Reihen-
folge: 1) Verfahrensbeteiligte, ausge-
wiesen durch gültiges amtliches Aus-
weisdokument. Für den Fall, dass Ver-
fahrensbeteiligte Einlass begehren, die 
sich nicht ausweisen können, entschei-
det der sitzungsleitende Rechtspfleger 
über den Einlass. 2) Bietinteressenten, 
ausgewiesen durch gültiges amtliches 
Ausweisdokument und einem Nach-
weis der Sicherheitsleistung (Vorlage 
eines Bankschecks, einer Bankbürg-
schaft). Bei rechtzeitiger Zahlung der 
Sicherheitsleistung an die Justizkasse 
Hamburg unter dem Namen des Bietin-

teressenten liegt dem Gericht ein Ein-
gangsnachweis der JK vor. 3) Bietinter-
essenten, ausgewiesen durch gültiges 
amtliches Ausweisdokument und ohne 
Nachweis der Sicherheitsleistung. 4) 
restliche Zuhörer. Während des Ter-
mins freiwerdende Plätze werden weite-
ren Personen nach vorstehender Rei-
henfolge zur Verfügung gestellt, die 
noch Einlass begehren.

3. Im Sitzungssaal ist grundsätzlich 
auf einen Mindestabstand zu anderen 
Personen von 1,5 m zu achten. Ausge-
nommen von dieser Regelung sind 
lediglich Angehörige des gleichen 
Hausstands.

4. Der Sitzplatz darf nur zum 
 Zwecke der Gebotsabgabe oder zum 
Verlassen des Sitzungssaals verlassen 
werden. Zur Gebotsabgabe dürfen Bie-
ter nur einzeln zum Richtertisch vortre-
ten. Auch Bietergemeinschaften haben 
nacheinander einzeln zur Aufnahme 
der Personalien vorzutreten.

6. Wenn nicht alle Interessenten im 
Sitzungssaal Platz finden, bleiben wäh-
rend des Versteigerungstermins die 
Türen zum Sitzungssaal – soweit mög-
lich – geöffnet, um auch vor der Türe 
stehenden Personen die Teilnahme am 
Termin zu ermöglichen. Auch vor der 
Tür stehende Personen sind verpflich-
tet, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 
tragen und auf einen Mindestabstand 
von 1,5 m zu anderen Personen zu ach-
ten. Zum Zwecke des Bietens dürfen 
auch vor der Türe stehende Personen 
den Sitzungssaal betreten.

Hamburg, den 4. September 2020

Das Amtsgericht, Abt. 71
967

Terminsbestimmung
541 K 8/18. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Dienstag, 10. No -
vember 2020, 12.00 Uhr, Goethesaal, 
Vereinigte 5 Hamburger Logen, Wel-
ckerstraße 8, 20354 Hamburg, öffent-
lich versteigert werden:

Grundbucheintrag: Eingetragen im 
Wohnungsgrundbuch von Rissen. 
Miteigentumsanteil verbunden mit 
Sondereigentum ME-Anteil 40/100, 
Sondereigentums-Art sämtliche Räume 
des Hauses, SE-Nr. 5, Blatt 7439 BV 1, 
an Grundstück Gemarkung Rissen, 
Flurstück 6179, Wirtschaftsart und 
Lage Gebäude- und Freifläche, An-
schrift Wedeler Landstraße 77, 77a, 
77b, 77c, 77d, 1.723 m².

Gerichtliche Mitteilungen
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Objektbeschreibung/Lage laut An
gabe des Sachverständigen: Es handelt 
sich um Wohnungseigentum in Form 
einer teilunterkellerten Doppelhaus-
hälfte mit zwei vermieteten Wohnein-
heiten, das um 1934 erbaut und 2004 
erweitert wurde. Die Wohnfläche 
beträgt insgesamt ca. 135 m², verteilt auf 
6 Zimmer, 2 Küchen- und Sanitär-
räume. Sondernutzungsrechte an 
Außenflächen sind vereinbart.

Das Gutachten weist auf sich aus der 
eingetragenen Baulast ergebenden 
Besonderheiten hin.

Zwangsverwaltung ist angeordnet.

Verkehrswert: 560.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
11. Juli 2018 in das Grundbuch einge-
tragen worden.

Wichtiger Hinweis:

Die Versteigerung findet nicht im 
Amtsgericht Blankenese statt, sondern 
an der o.g. Anschrift. Es wird um 
Beachtung gebeten, dass im Gebäude 
und während der Versteigerung ggf. 
eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen 
ist. Bitte achten Sie auch auf evtl. wei-
tere Hinweise und Verfügungen vor 
Ort.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 4. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Blankenese

Abteilung 541 968

Terminsbestimmung
541 K 2/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Dienstag, 17. No­
vember 2020, 14.00 Uhr, Goethesaal, 
Vereinigte 5 Hamburger Logen, Wel
ckerstraße 8, 20354 Hamburg, öffent-
lich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Dockenhuden. 
Miteigentumsanteil verbunden mit 
Sondereigentum an Blatt 6200 BV 1, an 
Grundstück Gemarkung Dockenhu-
den, Flurstück 192, Wirtschaftsart und 
Lage Gebäude- und Freifläche, Woh-
nen, Anschrift Heydornweg 1-6, 8, 12, 
Rissener Landstraße 6/12, Anne-Frank-
Straße 25, 27, 19.252 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An
gabe des Sachverständigen: Bei dem 
Objekt handelt es sich um ein Hobby-
center, bestehend aus zwei Räumen und 
einem WC. Da eine Innenbesichtigung 
nicht möglich war, können über die 
Ausstattung keine Angaben erfolgen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach 
allgemeiner Rechtsauffassung des BGH 
und anderer Obergerichte die Nutzung 
eines als Hobbyraum bezeichnete Teil-
eigentumseinheit zu Wohnzwecken un
zulässig ist.

Verkehrswert: 87.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
29. Mai 2019 in das Grundbuch einge-
tragen worden.

Wichtiger Hinweis:

Die Versteigerung findet nicht im 
Amtsgericht Blankenese statt, sondern 
an der o.g. Anschrift. Es wird um 
Beachtung gebeten, dass im Gebäude 
und während der Versteigerung ggf. 
eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen 
ist. Bitte achten Sie auch auf evtl. wei-
tere Hinweise und Verfügungen vor 
Ort.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-

gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 4. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Blankenese

Abteilung 541 969

Terminsbestimmung
541 K 3/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Dienstag, 17. No­
vember 2020, 12.00 Uhr, Goethesaal, 
Vereinigte 5 Hamburger Logen, Wel
ckerstraße 8, 20354 Hamburg, öffent-
lich versteigert werden:

Versteigerungsobjekt: Eingetragen 
im Grundbuch von Osdorf. Miteigen-
tumsanteil verbunden mit Sonderei-
gentum ME-Anteil 43/10.000, Sonder
eigentums-Art Wohnung, SE-Nr. 65, 
Blatt 7244 BV 1, an Grundstück Gemar-
kung Osdorf, Flurstück 3725, Wirt-
schaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, Wohnen, Anschrift Julius-
Brecht-Straße 11, 3.052 m².

Objektbeschreibung laut Gutach-
ten: Vermietete 1-Zimmer-Wohnung 
mit Kochnische, Diele, Bad, Balkon 
und Kellerraum, ca. 32,31 m² Wohnflä-
che, 5. OG. Wohngeld aktuell 219,– 
Euro/mtl. Auf das Sachverständigen-
gutachten wird Bezug genommen.

Verkehrswert: 88.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
4. Juli 2019 in das Grundbuch eingetra-
gen worden.

Wichtiger Hinweis:

Die Versteigerung findet nicht im 
Amtsgericht Blankenese statt, sondern 
an der o.g. Anschrift. Es wird um 
Beachtung gebeten, dass im Gebäude 
und während der Versteigerung ggf. 
eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen 
ist. Bitte achten Sie auch auf evtl. wei-
tere Hinweise und Verfügungen vor 
Ort.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 036-20 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Außenanlagen, Prassekstraße 5 in 21109 Hamburg

Bauauftrag: Schmutzwasseranschluss

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 28.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich; 
Fertigstellung: ca. November 2020

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
16. September 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen 
Veröffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh-hamburg.de/ausschreibungen/ 
bauausschreibungen.html
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 27. August 2020

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 972

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 037-20 CR
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Außenanlagen, Prassekstraße 5 in 21109 Hamburg
Bauauftrag: Regenentwässerung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 77.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich; 
Fertigstellung: ca. November 2020
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
16. September 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 

Sonstige Mitteilungen

nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 4. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Blankenese

Abteilung 541 970

Terminsbestimmung
541 K 5/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Dienstag, 10. No -
vember 2020, 14.15 Uhr, Goethesaal, 
Vereinigte 5 Hamburger Logen, Wel-
ckerstraße 8, 20354 Hamburg, öffent-
lich versteigert werden:

Versteigerungsobjekt: Eingetragen 
im Grundbuch von Sülldorf. Gemar-
kung Sülldorf. Flurstück 476, Wirt-
schaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, An schrift Forsteck 2a, 2b, 
606 m², Blatt 1852 BV 1.

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: Unterkel-
lertes Mehrfamilienwohnhaus, Baujahr 
ca. 1982, 6 Wohneinheiten, Gesamt-
wohnfläche ca. 331,72 m², Grundstücks-
größe 606 m², 4 Garagen. Im Übrigen 
wird auf das Sachverständigengutach-
ten verwiesen. Dieses kann kostenlos 
unter www.zvg.com heruntergeladen 
werden.

Verkehrswert: 1.070.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
26. August 2019 in das Grundbuch ein-
getragen worden.

Wichtiger Hinweis:

Die Versteigerung findet nicht im 
Amtsgericht Blankenese statt, sondern 
an der o.g. Anschrift. Es wird um 
Beachtung gebeten, dass im Gebäude 
und während der Versteigerung ggf. 
eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen 
ist. Bitte achten Sie auch auf evtl. wei-

tere Hinweise und Verfügungen vor 
Ort.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 4. September 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Blankenese

Abteilung 541 971
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Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh-hamburg.de/ausschreibungen/
bauausschreibungen.html

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. August 2020

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 973

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 038­20 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Kapellenweg 63 in 21077 Hamburg

Bauauftrag: Starkstrom

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 31.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung;
Fertigstellung: ca. Februar 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
17.09.2020 um 10:00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh-hamburg.de/ausschreibungen/
bauausschreibungen.html

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 27. August 2020

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 974
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